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Denkmalbegriff und Eigentum

turdenkmale5  aufgegriffen werden,
der z. Zt. am Beispiel der Umgebung
des Kölner Doms unter der Überschrift
„UNESCO-Welterbe in Gefahr“ (He-
ritage at Risk) Schlagzeilen macht.

Internationale Vorgaben

Nachdem die Erhaltung von Denkma-
len und Altertümern Jahrhunderte lang
ganz überwiegend Angelegenheit des
Eigentümers gewesen war und das na-
tionale Denkmalrecht sich überwie-
gend erst seit rund 200 Jahren durchge-
setzt hatte, wurde das Jahr 1899 für die
internationalen Vorgaben zum Denk-
malschutz ein Fix- und Wendepunkt,
wenn auch zunächst für den Schutz der
Denkmale im Kriegsfall. Schließlich
wurden in früheren Jahrhunderten be-
sonders Burgen und Schlösser durch
Krieg und Besetzung in Mitleiden-
schaft gezogen, so dass die zivilisier-
ten Staaten hier Handlungsbedarf sa-
hen. An diesen ersten Haager Frie-
denskonferenzen hatten sich auch füh-
rende Persönlichkeiten der damaligen
Friedensbewegung, wie Bertha von
Suttner (1843 bis 1914), beteiligt, die
nicht nur die Stiftung des Friedensno-
belpreises anregte, sondern diesen als
erste Frau auch selbst 1905 und damit
vor genau 100 Jahren erhielt. Damals
wurde neben mehreren Regelungen
zum Kulturgüterschutz nach Art. 56
Satz 2 des Abkommens, betreffend die
Gesetze und Gebräuche des Landkrie-
ges vom 29. Juli 1899 (Haager Land-
kriegsordnung), die 1901 von
Deutschland ratifiziert wurde6, festge-
legt, dass jede absichtliche Entfer-
nung, Zerstörung oder Beschädigung
von (in der damaligen deutschen Über-
setzung des französischen Textes) ge-
schichtlichen Denkmälern oder von
Werken der Kunst und Wissenschaft
verboten ist und geahndet werden
muss. Somit war spätestens seit 1899
der Begriff Gegenstand des geschrie-
benen Völkerrechts. Durch das zweite
Haager Abkommen vom 18. Oktober
1907 wurde diese Vorgabe in dem fast
gleich lautenden Art. 56 von 1907 aus-
drücklich bestätigt7. Somit war dies
bei Ausbruch des Zweiten Weltkrieges
1939 Bestandteil des Völkerrechts mit
der Folge, dass nach 1945 im Nürnber-
ger Prozess gegen die Hauptkriegsver-
brecher Hermann Göring und andere

festgestellt wurde, dass z. B. Verstöße
gegen das Verbot der Plünderung öf-
fentlichen und privaten Eigentums im
Widerspruch zu den internationalen
Konventionen, insbesondere Artikel
46 bis 56 der Haager Bestimmungen
vom Jahre 1907, sowie zu den Geset-
zen und Bräuchen des Krieges stan-
den8. Somit ist zu den internationalen
Vorgaben festzuhalten, dass die Rege-
lungen zum Schutz von Kulturgut im
Kriegsfall zumindest seit dieser
Rechtsprechung Teil des Völkerge-
wohnheitsrechts sind, wobei bereits
Artikel 4 der Weimarer Reichsverfas-
sung von 1919 festgelegt hatte, dass
die allgemein anerkannten Regeln des
Völkerrechts als bindende Bestand-
teile auch des deutschen Reichsrechts
zu gelten hätten9. Gemäß Art. 25 GG
gilt dies noch heute.

Seit der Haager Konvention zum
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten
Konflikten vom 14. Mai 1954, die in
ihrer Präambel ausdrücklich auf die
Haager Abkommen von 1899 und
1907 Bezug nimmt, ist nach Art. 1
Haager Konvention (HK) das Kultur-
gut in deren Sinne ohne Rücksicht auf
Herkunft und Eigentumsverhältnisse
definiert10. Völkerrechtlich wurde so-
mit bei diesem weiten Kulturgutbe-
griff die frühere Unterscheidung zwi-
schen öffentlichem und privatem Ei-
gentum endgültig fallengelassen11. Da
die Haager Konvention von Deutsch-
land 1967 ratifiziert wurde, darf zu-
mindest bei den rund 10 480 Baudenk-
malen und geschützten Ensembles12,
die mit dem nach unten hin spitzen
Schild in Ultramarinblau und Weiß
(nicht nur) in Deutschland gekenn-
zeichnet sind oder gekennzeichnet
sein sollten, nach Völkervertragsrecht
(Art. 59 Abs. 2 Grundgesetz [GG])
nicht zwischen öffentlichem und pri-
vatem Eigentum bei der Festlegung
der Denkmaleigenschaft unterschie-
den werden. Hierbei ist auch zu be-
denken, dass die Denkmalbenennung
im Sinne einer Inschutznahme durch
die Haager Konvention nicht nur re-
gelmäßig im Rahmen der Sozialbin-
dung des Eigentums bleibt, sondern
dass z. B. die Bevorzugung des öffent-
lichen Eigentums eine sachfremde
und nicht vertretbare Benachteiligung
der privaten Kulturgüter bedeuten

Vorbemerkung
Das Problem der Burgen und Schlös-
ser als Gegenstand des Denkmal-
schutzes wurde bereits vor 25 Jahren
unter der Überschrift „Die rechtli-
chen Grundlagen des Schutzes von
Burgen und Schlössern in der Bun-
desrepublik Deutschland“1 behan-
delt. Formaler Grund dafür war, dass
nach dem Europäischen Denkmal-
schutzjahr 1975 mit dem Denkmal-
schutzgesetz von Nordrhein-Westfa-
len vom 11. März 1980 erstmals alle
Bundesländer ein Denkmalschutzge-
setz hatten. Die damalige Grundlinie
der rechtlichen Aussagen hat heute
noch Bestand. Durch Fülle und Viel-
falt der seit dieser Zeit eingetretenen
nationalen und internationalen Ver-
änderungen sind Nachträge notwen-
dig geworden. Im Rechtsstaat haben
die Gerichte hierzu ihren wichtigen
Beitrag geleistet, manchmal aber
auch für Verwirrung gesorgt. Dass
Burgen und Schlösser Denkmale
sind, haben die Burgenfreunde schon
seit über 100 Jahren gewusst, sonst
gäbe es noch nicht so lange die Deut-
sche Burgenvereinigung. Was man
aber alles bei der Auslegung und An-
wendung der Merkmale des Kultur-
denkmalbegriffs beachten muss, da-
mit die Burg auch juristisch zum
Denkmal wird, muss aus rechtlicher
Sicht nach der inzwischen vorliegen-
den Rechtsprechung wieder disku-
tiert werden. Schließlich wurde hier
z. B. 2002 in dem Beitrag „Das Welt-
erbe Dessau-Wörlitzer Gartenreich
aus denkmal- und naturschutzrechtli-
cher Sicht“2 die Denkmaleigenschaft
dieser Kulturlandschaft im Sinne der
Anforderungen der UNESCO juris-
tisch untermauert und mit Fotos von
Hartmut Hofrichter belegt, während
das Verwaltungsgericht Dessau zu-
vor, im Jahre 2001, zu dem Ergebnis
kam, dass das Dessau-Wörlitzer Gar-
tenreich in seiner Gesamtheit kein
Kulturdenkmal im Sinne von § 2 Abs.
2 des Denkmalschutzgesetzes von
Sachsen-Anhalt sei3. Somit sollen in
Ergänzung des grundsätzlichen Bei-
trags von 1980 Einzelfragen, wie zum
Kulturdenkmalbegriff mit Schwer-
punkt Baudenkmalbegriff, zum En-
semblebegriff (Bereichsschutz)4 und
zum Schutz der Umgebung der Kul-
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würde. Auch wenn es gegen den Voll-
zug der Haager Konvention in Frie-
denszeiten in Deutschland bei einigen
Gruppierungen um 1986 Vorbehalte
gegeben hat13 und dadurch z. B. zur
Regierungszeit von Oskar Lafontaine
im Saarland bezüglich der Anbrin-
gung der Kulturschutzkennzeichen –
anders als im benachbarten Rhein-
land-Pfalz14 – kein Handlungsbedarf
gesehen wurde, ist festzuhalten, dass
Deutschland im Kulturgüterschutz
mit der Ratifizierung der Haager Kon-
vention von 1954 nicht nur verbindli-
che Verpflichtungen eingegangen ist,
sondern durch die Zeichnung des
Zweiten Protokolls zur Haager Kon-
vention vom 26. März 1999 weitere
Verpflichtungen übernommen hat.
Das bedeutet, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland unter Federführung
des bisherigen Außenministers Josch-
ka Fischer als Unterzeichnerstaat die-
se Pflichten schon jetzt entsprechend
dem Geist und Buchstaben dieses
Zweiten Protokolls erfüllen und es
deshalb auch baldmöglichst ratifizie-
ren will. Hierzu fühlt man sich auch
nach Art. 18 des Wiener Übereinkom-
mens über das Recht der Verträge von
196915 gebunden, wonach jeder Staat
verpflichtet ist, sich aller Handlungen
zu enthalten, die Ziel und Zweck eines
Vertrages vereiteln würden.

Festzuhalten bleibt somit, dass der
Denkmalbegriff ebenso wie der Kul-
turgutbegriff heute eigentümerunab-
hängig sein muss. Vielleicht trägt das
Motto des Tags des offenen Denkmals
am 11. September 2005 „Krieg und
Frieden“ dazu bei, alte Vorurteile zu
beseitigen. Schließlich besteht zufol-
ge Art. 25 GG ohnehin die Verpflich-
tung, Kernaussagen des Haager
Rechts zum Kulturgüterschutz als
Völkergewohnheitsrecht zu beachten.

Zu den internationalen Verpflichtun-
gen bleibt noch anzumerken, dass
auch andere Übereinkommen, wie das
erfolgreiche UNESCO-Übereinkom-
men von 1972 zum Schutz des Kultur-
und Naturerbes der Welt16, und die Eu-
roparatsübereinkommen, wie das
Übereinkommen zum Schutz des ar-
chitektonischen Erbes in Europa
(Granada 1985)17, und das (revidierte)
Europäische Übereinkommen zum
Schutz des archäologischen Erbes
(Malta 1992)18, beim architektoni-
schen Erbe ebenso wie beim archäolo-
gischen Erbe nicht nach Eigentümern
differenzieren.

Zum Problem
des Kultur-
denkmalbe-
griffs

Reichweite und
Grenze der Aufga-
ben von Denkmal-
schutz und Denk-
malpflege werden
in Deutschland in
hohem Maße vom
jeweiligen landes-
rechtlichen Kultur-
denkmalbegriff ge-
prägt, ohne dass
die internationalen und europäischen
Vorgaben immer erkennbar ihren Nie-
derschlag gefunden hätten. Was ein
(juristisches) Kulturdenkmal ist, er-
gibt sich aus der entsprechenden Defi-
nition des jeweiligen Landesdenkmal-
schutzgesetzes19.

So sind z. B. zufolge des Sächsischen
Denkmalschutzgesetzes (SächsD-
SchG) vom 3.3.1993 Kulturdenkmale
von Menschen geschaffene Sachen,
Sachgesamtheiten, Teile und Spuren
von Sachen einschließlich ihrer natür-
lichen Grundlagen, deren Erhaltung
wegen ihrer geschichtlichen, künstle-
rischen, wissenschaftlichen, städte-
baulichen oder landschaftsgestalten-
den Bedeutung im öffentlichen Interes-
se liegt (§ 2 Abs. 1 SächsDSchG)20.
Zum nordrhein-westfälischen Denk-
malbegriff (§ 2 Abs. 1 S. 2 DSchG-
NW) hat das Bundesverwaltungsge-
richt hinsichtlich der Voraussetzungen
für künstlerische, wissenschaftliche,
volkskundliche oder städtebauliche
Gründe entschieden, dass mit diesen
„kumulativen“ Begriffselementen des
öffentlichen Interesses der Landesge-
setzgeber dahingehend präzisiert hat,
von welcher Intensität bei der Bestim-
mung des sozialen Bezugs des Eigen-
tumsobjektes auszugehen ist.

Bevor die einzelnen Elemente (Tatbe-
stands- und Bedeutungsmerkmale)
dieser Kulturdenkmaldefinition als ei-
nes zunächst unbestimmten wertenden
und damit wertausfüllungsbedürftigen
Rechtsbegriffs21 vorgestellt werden
sollte, ist zu erwähnen, dass nach
einem Beschluss des Sächsischen
(Sächs) OVG vom 20.2.200122 den
Anforderungen des Eigentumsrechts
nach Art. 14 Abs. 1 GG und Art. 31 Abs.
1 SächsVerf bereits bei der Auslegung
des Denkmalbegriffs Rechnung zu tra-
gen sei, obwohl die Kulturdenkmalde-
finition das weder explizit noch nach

Sinn und Zweck der Definition vor-
sieht. Vielmehr wird in § 2 Abs. 5
SächsDSchG ohne Bezug auf den Ei-
gentümer eine Reihe von Denkmalar-
ten, wie Bauwerke und Werke der Gar-
ten- und Landschaftsgestaltung, auf-
geführt, die als gesetzliche Beispiele
Hinweisfunktion hätten, nicht jedoch
abschließend zu verstehen seien, wie
es die Formulierung insbesondere
klarzustellen trachtet. Daher sind z. B.
auch historische Alleen23 und histori-
sche Friedhöfe24 Kulturdenkmale,
wenn sie die Voraussetzungen des
Kulturdenkmalbegriffs nach § 2 Abs.1
SächsDSchG erfüllen, selbst wenn sie
neben den Werken der Garten- und
Landschaftsgestaltung nicht aus-
drücklich in den Beispielkatalog auf-
genommen wurden. Der Schutz der
Kulturdenkmale erfolgt in Sachsen
pauschal kraft Gesetzes (ipsa lege)25.
Kulturdenkmale sollen nach § 10 Abs.
1 SächsDSchG nur nachrichtlich in
die öffentlichen Verzeichnisse (Kul-
turdenkmallisten) aufgenommen wer-
den. Das Staatsministerium des In-
nern hat gemäß § 10 Abs. 5 SächsD-
SchG mit Verwaltungsvorschrift vom
15.9.1993 das Nähere zur Erstellung
der Kulturdenkmallisten geregelt26.
Ergänzend gelten nach den Über-
gangsvorschriften des § 38 SächsD-
SchG die bisherigen Denkmallisten
als vorläufiges Verzeichnis der Kul-
turdenkmale (§ 10 SächsDSchG)
durch gesetzliche Fiktion für das je-
weilige Gemeindegebiet27. Bei diesen
Kulturdenkmalen war schon wegen
der andersartigen Rechtslage in der
DDR eine Berücksichtigung des Art.
14 GG bei der Anwendung des Denk-

Abb. 1. Erinnerungstafel an Bertha
Freifrau von Suttner in Wien (Foto:
Verf. 2005).
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malbegriffs nach § 3 Denkmalpflege-
gesetz (DPflG) der DDR28 ausge-
schlossen. Da der Schutz der Kultur-
denkmale pauschal kraft Gesetzes
besteht, ist die Anwendbarkeit der
weitergehenden gesetzlichen Bestim-
mungen, wie die Erhaltungspflicht
nach § 8 SächsDSchG und die Geneh-
migungspflicht von Vorhaben nach
§ 12 f. SächsDSchG, nicht von der
Aufnahme eines Kulturdenkmals in
ein Verzeichnis abhängig. Eine Klas-
sifizierung der Kulturdenkmale nach
Bedeutungskategorien wurde nicht
eingeführt29. Das ist alles im Denk-
malrecht der Länder in Deutschland
nicht neu, sondern entspricht mehr
oder weniger einer nunmehr hundert-
jährigen Rechtstradition. Der vielbe-
achtete Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 2.3.199930 zum
denkmalrechtlichen Genehmigungs-
vorbehalt in Rheinland-Pfalz (§ 13
Abs. 1 S. 2 DSchPflG) hat bestätigt,
dass die durch die Denkmaleigen-
schaft begründete Genehmigungs-
pflicht gewisser Maßnahmen hinzu-
nehmen ist31. Das bedeutet, dass die
Anwendung des Kulturdenkmalbe-
griffs im Rahmen der Sozialbindung
des Eigentums bleibt.
Der Sächsische Verfassungsgerichts-
hof hat in Anknüpfung an diese Recht-
sprechung unter Bezug auf die Staats-
zielbestimmung des Art. 11 Abs. 3 der
Sächsischen Verfassung zum Schutz
der Denkmale und anderer Kulturgü-
ter bestätigt, dass auch die Ausübung
des Vorkaufsrechts durch die Gemein-
de beim Verkauf eines gefährdeten
Schlosses in zulässiger Weise einen
Ausgleich der schutzwürdigen Privat-
interessen und der Belange des Ge-
meinwohls ermöglicht32.
Da die Denkmalbenennung Rechts-
folgen hat, so dass die Behörde nach
einem Urteil des Landgerichts Dres-
den von 2001 bei rechtswidriger
Denkmalerklärung haftet33, bedarf
auch die Anwendung des Denkmalbe-
griffs hier der Erörterung.

Zur Rechtstradition
Über Entstehung, Erweiterung und
Auflösung des fachlichen Denkmal-
begriffs einschließlich der beklagten
„babylonischen Begriffsverwirrung“
ist viel geschrieben worden34, ohne
dass sich dies im gleichen Umfang auf
den juristischen Denkmalbegriff aus-
gewirkt hat. Schon nach dem Preußi-
schen Allgemeinen Landrecht von
1794 wurden Denkmale geschützt (I 9

§ 85 ALR)35. Das Präsidium der kö-
niglich bayerischen Regierung des
Rheinkreises befahl 1830 wegen der
Erhaltung geschichtlicher Überreste
und altertümlicher Kunstwerke, dass
sämtliche Landkommissariate und
Bürgermeistereien angewiesen wer-
den sollten, dass sie, wenn solche
auch in Privatbesitz befindlichen
Kunstwerke oder Altertümer und
Überreste wie auch andere geschicht-
liche, denkwürdige oder zur Zierde
der Gegend gereichende Burgen, ehe-
malige alte Kirchen, Kapellen und
Denksäulen zerstört werden könnten,
diese Fälle durch das Königliche
Staatsministerium des Innern Seiner
Majestät dem Könige vorgelegt wer-
den sollten36.
Seit dem für das ehemalige Großher-
zogtum Hessen-Darmstadt geltenden
Gesetz, den Denkmalschutz betref-
fend, vom 16.7.190237, ist (unter der
Vorherrschaft des seit dem 1.1.1900
geltenden Baugesetzbuch [BGB]) ein
Baudenkmal ein Bauwerk, dessen Er-
haltung wegen seiner Bedeutung für
die Geschichte, insbesondere die
Kunstgeschichte im öffentlichen In-
teresse liegt (Art. 1 des Gesetzes von
1902)38. Dieser Schutz kraft Gesetzes
bezog sich wegen der damals anderen
Bewertung des Privateigentums (z. B.
§ 903 BGB) jedoch nur auf Denkmale
im Besitz juristischer Personen (Art.
8). Jene wurden lediglich beim jewei-
ligen Kreisamt (=Kreisverwaltung) in
ein Verzeichnis aufgenommen, was
jedoch keine Voraussetzung des ge-
setzlichen Schutzes war, sondern le-
diglich für die praktische Durchfüh-
rung des Gesetzes Bedeutung hatte39.
Bei Denkmalen im Besitz von Privat-
personen wurde gegenüber denen im
öffentlichen Besitz ein wesentlicher
Unterschied insoweit gemacht, als ers-
tere nur dann den Beschränkungen
des Gesetzes unterfallen sollten, wenn
sie vorher durch Eintragung seitens
des Denkmalrates in die Denkmalliste
(Art. 10) zu Baudenkmalen im Sinne
des Gesetzes erklärt worden sind,
wogegen Beschwerde an das Groß-
herzogliche Ministerium des Innern in
Darmstadt zulässig war40. Damit war
die bis heute anhaltende Diskussion
über Vor- und Nachteile des Schutzes
kraft Gesetzes oder durch unterge-
setzlichen Akt (z. B. Eintragung in die
Denkmalliste) einschließlich der ver-
fassungsrechtlichen Aspekte bereits
vorgezeichnet41. Bei Naturdenkma-
len, die seit 1902 in Hessen ebenfalls

nach dem Denkmalrecht (Art. 33 f.)
geschützt werden konnten, bestand
diese Unterscheidung jedoch nicht42.
In Sachsen gab es juristischen Denk-
malschutz, abgesehen von den ersten
materiellen Schutzvorschriften durch
das Gesetz gegen die Verunstaltung
von Stadt und Land vom 10.3.190943

(z. B. § 4, Änderung an Bauwerken
von geschichtlicher oder künstleri-
scher Bedeutung), erst mit dem Ge-
setz zum Schutz von Kunst-, Kultur-
und Naturdenkmalen (Heimatschutz-
gesetz) vom 13.1.193444. Nach der
Definition des § 1 Abs. 1 desselben
sind Denkmale unbewegliche oder
bewegliche Sachen, deren Erhaltung
wegen ihres künstlerischen, wissen-
schaftlichen (geschichtlichen, kultur-
oder naturgeschichtlichen) oder hei-
matlichen Wertes im öffentlichen In-
teresse liegt. Über Kunst- und Kultur-
denkmale, die Personen des Privat-
rechts gehören, wurde nach § 10 Abs.
1 dieses Gesetzes, vergleichbar dem
hessischen Vorbild von 1902, eine
Landesdenkmalliste geführt. Ein
Grund für die verspätete Verabschie-
dung des seit 1926 dem Sächsischen
Landtag vorliegenden Gesetzes45 war
wohl das viel beachtete „Galgenberg-
urteil“ des Reichsgerichts vom
11.3.192746 zu § 10 des hamburgi-
schen Denkmal- und Naturschutzge-
setzes vom 6.12.192047. Das Reichs-
gericht hatte trotz des Stellenwertes
des Denkmalschutzes in Art. 150 Abs.
1 Weimarer Reichsverfassung (WRV)
festgestellt, dass die Eintragung eines
Grundstücks in die Denkmalliste nach
Art. 153 Abs. 2 WRV eine entschädi-
gungspflichtige Enteignung darstelle,
weil der Eigentümer dadurch in sei-
nem Recht beschränkt werde, mit der
Sache nach seinem Belieben zu ver-
fahren48. Das Bundesverfassungsge-
richt hat in dem so genannten Nass-
auskiesungsbeschluss von 15.7.1981
unter Bezug auf dieses Urteil klarge-
stellt, dass diese am Vorrang der bür-
gerlich-rechtlichen Eigentumsord-
nung gegenüber öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften orientierte Rechts-
ansicht nicht dem Grundgesetz ent-
spricht49.
Das Denkmalpflegegesetz der DDR
vom 19.6.1975 brauchte in seinen
Formulierungen auf den vom Zivil-
recht geprägten Eigentumsschutz we-
niger Rücksicht zu nehmen. Nach § 3
Abs. 1 DPflG DDR waren Denkmale
im Sinne dieses Gesetzes gegenständ-
liche Zeugnisse der politischen, kultu-
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rellen und ökonomischen Entwick-
lung, die wegen ihrer geschichtlichen,
künstlerischen oder wissenschaftli-
chen Bedeutung im Interesse der so-
zialistischen Gesellschaft durch die
zuständigen Staatsorgane gemäß § 9
DPflG DDR zum Denkmal erklärt
worden sind. Auch damals hatte man
das Bedürfnis, in sechs Anstrichen des
§ 3 Abs. 2 DPflG DDR Denkmalbei-
spiele aufzuzeigen, wie Bauten oder
andere Wirkungsstätten, Befesti-
gungsanlagen, Schlachtfelder und
Grabstätten, Burgen, Schlösser, Rat-
häuser usw., auch Denkmale der
Landschafts- und Gartengestaltung,
wie Park- und Gartenanlagen, Fried-
höfe, Wallanlagen und Alleen50. Somit
erinnert die gesetzestechnisch ent-
behrliche Aufzählung der Kultur-
denkmalbeispiele in § 2 Abs. 5
SächsDSchG an den § 3 Abs. 2 DPflG
DDR. - Die Begriffsbestimmung des
Kulturguts nach Art. 1 der Haager
Konvention von 1954 (HK)51 kennt
ebenfalls ohne Rücksicht auf Her-
kunft oder Eigentumsverhältnisse bei
dem Gut, das für das kulturelle Erbe
aller Völker große Bedeutung hat,
eine beispielhafte Aufzählung52. Auch
wenn dieser umfassendere Kulturgut-
begriff bei der Formulierung der säch-
sischen Kulturdenkmaldefinition
nicht Pate stand, hat er wegen der
Regelung über den Schutz bei Katas-
trophen eine gewisse Bedeutung.
Schließlich können nach § 24 Abs. 1 S.
2 Nr. 2 SächsDSchG die Eigentümer
und Besitzer verpflichtet werden,
Kulturdenkmale mit den in internatio-
nalen Verträgen vorgesehenen Kenn-
zeichen versehen zu lassen. Diese
Pflicht zur Duldung ergibt sich bereits
aus der Erhaltungspflicht des § 8
SächsDSchG53. Diese Kennzeich-
nung mit dem Schild in Ultramarin-
blau und Weiß ist im Bereich der ehe-
maligen DDR, u. a. seit 198054 mit der
Inschrift „Denkmal“ oder „Denkmal-
schutzgebiet“ den Bürgern vertraut.

Denkmale oder Denkmäler
Eigentlich macht die unterschiedliche
Pluralbildung „Denkmale“ oder
„Denkmäler“ bei der föderalistischen
Vielfalt in Deutschland Juristen meist
wenig Kopfzerbrechen. Es gilt die je-
weils durch die Landesverfassung
bzw. das jeweilige Denkmalschutzge-
setz vorgegebene Pluralbildung. Seit
dem vor 100 Jahren verstorbenen
österreichischen Denkmalpfleger
Alois Riegl (1858 bis 1905)55 wurden

zwar teilweise die „gewollten“
den anderen („ungewollten“)
Denkmälern gegenüberge-
stellt56, doch kam dem juris-
tisch in Deutschland keine Be-
deutung zu57. Nun wurde bei
der Erörterung „denkmalpfle-
gerischer Grundbegriffe“ das
Thema der „richtigen“ Plural-
bildung wieder aufgegriffen.
Danach sollte man bei einem
gewordenen Denkmal im Plu-
ral von „Denkmalen“ sprechen,
während ein gewolltes Denk-
mal, wie der Reiter auf dem
Pferd, zu den „Denkmälern“
gehören soll58. Dem ist aus juri-
stischer Sicht entgegenzuhal-
ten, dass viele frühe Regelun-
gen wie die Allerhöchste Ver-
ordnung vom 22. Januar 1818, die
Erhaltung der vorhandenen Denkma-
le der Baukunst betreffend für das
Großherzogtum Hessen59 von „Denk-
mälern“ sprechen. Wichtiger aber ist,
dass seit 1899 bis heute, soweit er-
sichtlich, wohl in allen internationa-
len Übereinkommen der französische
Begriff „monuments“ mit „Denkmä-
ler“ übersetzt wurde, ohne dass z. B.
im Haager Landkriegsrecht oder in
der Welterbekonvention von 1972 mit
der Pluralbildung „Denkmäler“ nur
„gewollte“ gemeint sein können. Die-
se bundesgesetzliche Tradition be-
steht auch schon seit dem Strafgesetz-
buch für das Deutsche Reich vom
15.5.197160. Nach § 304 StGB wird
bestraft, wer öffentliche „Denkmä-
ler“, „Naturdenkmäler“, Gegenstände
der Kunst usw. beschädigt oder zer-
stört (gemeinschädliche Sachbeschä-
digung). Andere Bundesgesetze, wie
das Raumordnungsgesetz (§ 2 Abs. 2
Nr. 13 ROG), das Baugesetzbuch des
Bundes (z. B. §§9 Abs. 6, 173 Abs. 4,
175 Abs. 5 BauGB) und das Bundes-
fernstraßengesetz (§ 4 S. 3 FStrG),
haben diese Pluralbildung übernom-
men. In Tradition der Weimarer
Reichsverfassung (Art. 150 Abs. 1
WRV) schützen viele Landesverfas-
sungen, wie die von Bayern (Art. 141
Abs. 2 BayLV), Nordrhein-Westfalen
(Art. 18 Abs. 2 LV NW) und Rhein-
land-Pfalz (Art. 40 Abs. 3 LV RP), die
Denkmale mit der Folge, dass auch
diese Landesdenkmalschutzgesetze
die Pluralbildung „Denkmäler“ über-

nommen haben. Somit sollte man die
jeweils gesetzlich vorgegebene Plu-
ralbildung im Einzelfall bei der
Rechtsanwendung verwenden, ohne
den ohnehin schon komplexen Kul-
turdenkmalbegriff noch komplizierter
zu machen.
Schließlich wird der Begriff der „ge-
wollten“ Denkmale mit Bezug auf ei-
nen in der Nachkriegszeit angelegten
Gedenkplatz an der Stelle einer 1938
vernichteten Synagoge vom Oberver-
waltungsgericht Lüneburg in einem
etwas irreführenden Leitsatz benutzt.
Danach umfasst der Denkmalbegriff
des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes keine „gewollten“
Denkmale (wie Gedenksteine, Erin-
nerungsstätten)61. Dagegen können
z. B. in Sachsen nach § 3 Abs. 4
SächsDSchG auch Orte in geschicht-
lichen Ereignissen ausdrücklich Ge-
genstand des Denkmalschutzes sein.
Ob ein Gegenstand zum Kulturdenk-
mal wird, hängt in Niedersachsen aber
nicht vom Willen des Herstellers oder
des Auftraggebers ab62.

Zum Kulturdenkmalbegriff
Unter Bezug auf die eingangs als Bei-
spiel bereits abgedruckte Kulturdenk-
maldefinition des § 2 Abs. 1 SächsD-
SchG sollen nun die wichtigsten Tatbe-
standsmerkmale des Kulturdenkmal-
begriffs unter Verwendung der vom
Sächsischen Oberverwaltungsgericht
(SächsOVG)63 in Anlehnung an den
Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg (VGH Bad.-Württ.)64 aufge-

Abb. 2. Standbild des Kaisers
vor der Albertina in Wien.
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gliederten Voraussetzungen „Sachei-
genschaft“ (1.), „Denkmalfähigkeit“
(2.) und „Denkmalwürdigkeit“ (3.)
dargestellt werden, wobei die Recht-
sprechung zum Kulturdenkmalbegriff
der Landesdenkmalschutzgesetze im-
mer noch im Bann der Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts von
1960 zum bundesrechtlichen Grund-
steuererlass (§ 26 a Ziff. 2 GrStG)
steht65.

1. Sacheigenschaft (Gegenstand)
Kulturdenkmale im Sinne des § 2
SächsDSchG sind zunächst einmal
von Menschen geschaffene Sachen,
Sachgesamtheiten, Teile und Spuren
einschließlich ihrer natürlichen
Grundlagen, deren Erhaltung aus be-
stimmten Schutzgründen (Denkmal-
fähigkeit) erforderlich ist (Denkmal-
würdigkeit). Über ein mögliches Min-
destalter der Sachen wird in dieser
Begriffsbestimmung keine Aussage
gemacht. Daher ist die Denkmalei-
genschaft formal nicht von einem
Mindestalter abhängig66. Gleichwohl
ist auch in einer schnelllebigen Zeit
der Zeitfaktor wegen der Auseinan-
dersetzung mit der Vergangenheit un-
verzichtbar. Eine Sache der unmittel-
baren Gegenwart kann somit vom
Sprachbegriff her noch kein Denkmal
sein. Dies liegt in der Semantik des
Kulturdenkmalbegriffs67.

a) Von „Menschen geschaffen“
Die Anforderung, dass Kulturdenk-
male von Menschen geschaffen sein
müssen, schränkt des Aufgabengebiet
der Denkmalpflege in Abs. 1 unnötig
ein, da somit ebenso wie in Bayern
(Art. 1 Abs. 1 BayDSchG)68 z. B.
menschliche Überreste als solche
nicht zu den Denkmalen zählen mit
der Folge, dass nach § 2 Abs. 3 Nr. 3
SächsDSchG Reste von Menschen
und von anderen Lebewesen, die sich
in historischen Gräbern und Siedlun-
gen befinden, ausdrücklich zum Ge-
genstand des Denkmalschutzes er-
klärt werden müssen. Die Grabanla-
gen werden dagegen ebenso wie
Höhlen69 als Regelbeispiel der Kultur-
denkmale in § 2 Abs. 5 SächsDSchG
aufgeführt. Historische Park- und
Gartenanlagen70, Alleen und Fried-
höfe71 sind als Werke der Garten- und
Landschaftsgestaltung ebenfalls Kul-
turdenkmale. Außerdem schließt die
Kulturdenkmaldefinition Sachen ein-
schließlich ihrer natürlichen Grund-
lagen in den Denkmalbegriff ein, so

dass dies zu einer Erweiterung des
Schutzgegenstandes insbesondere bei
der archäologischen Denkmalpflege
(Bodendenkmalpflege) und der Gar-
tendenkmalpflege führt. Da man in
Sachsen ausdrücklich von Kultur-
denkmalen spricht, hätte zur Abgren-
zung von der Natur72 bereits der Be-
zug zur Kultur genügt.

b) Sachen, Sachgesamtheiten, Teile
Mit der Verwendung des Begriffs Sa-
chen (vgl. § 90 BGB) statt Gegenstän-
de soll wohl eine Einschränkung auf
körperliche Gegenstände vorgenom-
men werden73. Der Begriff Sache be-
zeichnet demzufolge einen nach natür-
licher Anschauung für sich allein be-
stehenden, im Verkehrsleben beson-
ders bezeichneten und bewerteten kör-
perlichen Gegenstand. Das Bürgerli-
che Gesetzbuch (BGB) unterscheidet
bewegliche Sachen und – im Gegen-
satz zu diesen – Grundstücke. Der Kul-
turdenkmalbegriff bezieht sich jedoch
nicht auf das einzelne Grundstück, auf
dem z.B. ein Gebäude steht, sondern
auf das denkmalwerte Gebäude selbst.
Außerdem sind z. B. nach § 2 Abs. 3 Nr.
2 SächsDSchG auch Denkmalschutz-
gebiete (§ 21) Gegenstand des Denk-
malschutzes. Damit werden auch Stra-
ßen-, Platz- oder Ortsbilder sowie de-
ren Umgebung, soweit sie für deren
Erscheinungsbild bedeutend ist, einbe-
zogen. Geschützt werden soll somit
primär das Bild (als Gegenstand)74,
nicht allein die Sache oder Sachge-
samtheit. Daher sollte aus kulturstaat-
licher Verantwortung zu einem mög-
lichst umfassenden Schutz der Kultur-
denkmale entsprechend dem Auftrag
aus Art. 11 Abs. 3 der Sächsischen
Landesverfassung (SächsLV) der
Sachbegriff von seiner Funktion her
weit ausgelegt werden, so dass z. B. die
vom Wasser eingenommene Fläche ei-
nes Hafens Sache im Sinne des Kultur-
denkmalbegriffs ist75. Ein Gebäudena-
me dagegen ist nach dem Denkmal-
schutzgesetz aber nicht schutzfähig76.
Eine ausdrückliche Unterscheidung
des Schutzgegenstandes in unbeweg-
liche Denkmale und bewegliche
Denkmale, wie § 12 Abs. 2
BWDSchG77, § 2 Abs. 4 DSchGMV
oder § 4 DSchPflGRP78, kennt die
Begriffsbestimmung nicht. Dafür
werden Einzelbeispiele in § 2 Abs. 5
SächsDSchG, wie unbewegliche oder
bewegliche archäologische Sachzeu-
gen, Werke der bildenden Kunst und
des Kunsthandwerks sowie Samm-
lungen, aufgezählt.

Bei Sachgesamtheiten werden Mehr-
heiten von beweglichen oder unbe-
weglichen Sachen aus praktischen
Gründen unter einem Oberbegriff zu-
sammengefasst. Sie können aus Ge-
genständen bestehen, die für sich be-
reits durchweg oder zum Teil Kultur-
denkmale sind oder auch aus Gegen-
ständen, die selbst als Einzelgegen-
stände die Denkmaleigenschaft nicht
erreichen. Als Beispiele können Bau-
ernhöfe oder Siedlungen im Funkti-
onszusammenhang, historische Fried-
höfe oder eine historische Allee ge-
nannt werden, deren einzelner Gegen-
stand (z. B. Fachwerkscheune, Grab-
stein oder Baum) die Kulturdenkmal-
eigenschaft nicht erreicht. Denkmal-
schutzgebiete (§ 21 SächsDSchG)
oder Orte von geschichtlichen Ereig-
nissen (§ 2 Abs. 4 SächsDSchG) kön-
nen außerdem Gegenstand des Denk-
malschutzes sein. Hier kann es in der
Praxis bei flächenmäßig großen Sach-
gesamtheiten beim Pauschalschutz
Abgrenzungsprobleme bezüglich des
räumlichen Umfangs geben79. Durch
die internationalen und europäischen
Vorgaben wurden zusätzlich Begriffe
wie Stätten oder Kulturlandschaften
eingeführt, die jedoch bisher meist nur
unzureichend praktische Berücksich-
tigung erfahren haben80.
Teile von Sachen sind ebenfalls selbst-
ständig schutzfähig. Sie spielen, so-
weit ersichtlich, beim Pauschalschutz
der Kulturdenkmale meist eine unter-
geordnete Rolle, da bezüglich des
Schicksals der Teile, die keine Denk-
malqualität haben, meist erst im Ge-
nehmigungsverfahren entschieden
wird. Der Schutzumfang, d. h. die
Kulturdenkmalqualität, ergibt sich z.
B. entscheidend aus der ehemaligen
Funktion eines Gebäudes als Mühle
(Mühlengebäude, Wasserrad, Müh-
lenmechanik im Inneren)81. Daher
kann bei einem Haus, bei dem sich der
Denkmalcharakter im Wesentlichen
aus der Fassade ergibt, die Unter-
schutzstellung des gesamten Gebäu-
des in Betracht kommen, wenn die aus
der Zeit der Errichtung desselben bzw.
seiner Fassade stammende Bausub-
stanz der übrigen Teile im Wesentli-
chen noch erhalten und der typische
zwischen Fassade und den übrigen
Teilen des Gebäudes bestehende
Funktionszusammenhang noch gege-
ben ist82. Das Verwaltungsgericht Hal-
le hat 2003 hierbei die Denkmaleigen-
schaft einer Ladeneinrichtung aus-
drücklich bestätigt83.
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Eine Teilunterschutzstellung setzt ge-
nerell voraus, dass der betroffene Teil
gegenüber dem nicht schutzwürdigen
Teil der Anlage überhaupt einer
selbstständigen Bewertung unter Ge-
sichtspunkten des Denkmalschutzes
zugänglich ist und in diesem Sinne als
abtrennbarer Teil der Anlage er-
scheint84. Die Unterschutzstellung ei-
nes aus städtebaulichen Gründen er-
haltenswerten Wohnhauses verstößt
auch nicht gegen die Eigentumsgaran-
tie des Art. 14 GG85. Also muss eine
bauliche Anlage, damit ihr insgesamt
als Kulturdenkmal Schutz zuteil wer-
de, nicht notwendigerweise in jedem
ihrer Teile den Anforderungen des
Kulturdenkmalbegriffs genügen. Die
Prüfung, ob Teile der gesamten bauli-
chen Anlage, die mit dieser baulich
oder funktional verbunden sind, für
sich genommen als denkmalschutz-
würdig zu gelten haben, ob sie für die
Integrität des Denkmals entbehrlich
sind, ob und unter welchen techni-
schen Voraussetzungen sie verändert
oder entfernt werden können, muss
nach dem OVG Berlin grundsätzlich
der behördlichen Entscheidung im
Genehmigungsverfahren nach § 11 f.
DSchGBln vorbehalten bleiben86. Bei
Burgen und Schlössern wird in der
Regel wegen des Sachzusammen-
hangs aller Gegenstände eine Teilun-
terschutzstellung nicht in Frage kom-
men.

c) Spuren
Das Merkmal Spuren von Sachen
knüpft sprachlich an die vorangegan-
genen Sachmerkmale an und wieder-
holt diese Aufzählung in § 20 Abs. 1 S.
1 SächsDSchG (Funde). Auch Spuren
von Sachen sind Zeugnisse der Ver-
gangenheit und damit historische
Quellen. Sie können somit Kultur-
denkmale sein. Das Merkmal wird
häufig bei archäologischen Funden
und Befunden vorliegen, d. h. bei
meist nicht beweglichen Resten von
menschlichen Eingriffen im Boden,
die mit Hilfe archäologischer Ausgra-
bung oder zerstörungsfreier Prospek-
tion erkannt, dokumentiert, datiert
und beurteilt werden können. Dazu
gehören die Überreste von Bauten und
Installationen aller Art (Gräber, Stra-
ßen usw.), deren Spuren obertägig
oder in Form von Bodeneingriffen er-
halten geblieben sind87. Spuren (auch
Überreste) bedürfen der Erwähnung,
da sonst die Gefahr besteht, dass z. B.
Verfärbungen und andere Verände-

rungen des Bodens, wie Verdichtun-
gen und Beimengungen, nicht dem
Kulturdenkmalbegriff zugeordnet
werden88. Die Einschränkung auf Spu-
ren von Sachen engt jedoch mit dem
Begriff Sachen unnötig ein. Nach Art.
1 Abs. 2 des Europäischen Überein-
kommens zum Schutz des archäologi-
schen Erbes (Malta 1992)89 gelten als
Elemente des archäologischen Erbes
alle Überreste und Gegenstände sowie
alle aus vergangenen Epochen herrüh-
renden sonstigen Spuren des Men-
schen. Da es sich somit um Spuren der
menschlichen Existenz handelt, wird
man entgegen der Anwendungshin-
weise zur Ausführung des Sächsi-
schen Denkmalschutzgesetzes vom
10.5.199590 nicht immer vom Sachbe-
griff des § 90 BGB ausgehen können,
da das bei der Vielfalt der wissen-
schaftlichen Fragestellungen in der
Archäologie nicht nur von Menschen
geschaffene Spuren von Sachen im
Sinne des BGB sein müssen, sondern
auch andere Spuren menschlicher
Existenz. Das Merkmal Spuren ist je-
doch nicht auf den Bereich der archäo-
logischen Denkmalpflege beschränkt.
Auch in anderen Bereichen der Denk-
malpflege, wie in der Gartendenkmal-
pflege91, gibt es Spuren von Sachen.
Aus Verantwortung für die erdge-
schichtlichen Zeugnisse sind diese
Spuren in einigen Ländern, so in
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz, ebenfalls einbezogen. So gelten
nach § 2 Abs. 5 Satz 2 DSchGNW
auch Zeugnisse des tierischen und
pflanzlichen Lebens aus erdge-
schichtlicher Zeit, ferner Veränderun-
gen und Verfärbungen in der natürli-
chen Beschaffenheit, die durch nicht
mehr selbstständig erkennbare Bo-
dendenkmale hervorgerufen wurden,
als solche, wenn sie die Voraussetzun-
gen des Denkmalbegriffs erfüllen.

d) Natürliche Grundlagen
Kulturdenkmale sind Sachen und
Spuren von Sachen einschließlich ih-
rer natürlichen Grundlagen. Damit
wird der zu enge Sachbegriff sinnvoll
ergänzt. Natürliche Grundlagen sind
der die Sache umgebende Boden, sind
Steine oder andere natürliche Sachen,
wie Pflanzen oder Baumteile, ohne
die sie unter Umständen wegen ihres
Zustandes nicht mehr gegenständlich
sein könnten; das Merkmal kann fer-
ner auch bei Gartendenkmalen von
Bedeutung sein92. Es sind damit nicht
nur die natürlichen Lebensgrundlagen

des Menschen im Sinne des Staatszie-
les Umweltschutz (Art. 20a GG)93,
sondern alle Güter, ohne die das Kul-
turdenkmal nicht über einen längeren
Zeitraum erhalten werden oder wir-
ken (ausstrahlen) könnte. Hierbei
wird es sich wegen des Sachzusam-
menhangs oft nur um die Güter in der
direkten Umgebung des Kulturdenk-
mals handeln, wobei auch Land-
schaftsteile eine Rolle spielen kön-
nen. Damit werden ebenfalls Kultur-
landschafselemente oder die jeweili-
ge Kulturlandschaft94 als Umgebung
angesprochen. - Gegenstand des
Denkmalschutzes ist aber ausdrück-
lich nach § 2 Abs. 3 Nr. 1 SächsDSchG
die Umgebung des Kulturdenkmals,
soweit sie für dessen Bestand oder
dessen Erscheinungsbild von erhebli-
cher Bedeutung ist95.

e) Erhaltung
Zentrale Aufgabe des Denkmalschut-
zes ist die Erhaltung der Kulturdenk-
male96, auch wenn dieser Begriff nicht
ausdrücklich bei der Aufgabenfestle-
gung des § 1 SächsDSchG genannt
wird. Dafür wird die Erhaltungs-
pflicht in § 8 SächsDSchG ohne aus-
drückliche Einschränkung auf die Zu-
mutbarkeit geregelt. Die Frage der
Erhaltung wird wegen des Sachzu-
sammenhangs oft zusammen mit dem
später nachfolgenden Merkmal des
öffentlichen Interesses im Sinne eines
öffentlichen Erhaltungsinteresses97

dargestellt. Damit besteht die Gefahr,
dass das Merkmal der Erhaltung so-
gleich am öffentlichen Interesse an
der dauerhaften Erhaltung des ganzen
Kulturdenkmals diskutiert wird, ob-
wohl die Denkmalschutzgesetzte mit
Rücksicht auf traditionelle Denkmale,
wie Burgruinen, diese Frage nicht
stellen.
Außerdem sehen die Denkmalschutz-
gesetze z. B. bei sehr schlechtem Zu-
stand eines Gegenstandes im Geneh-
migungsverfahren vor, dass ein Kul-
turdenkmal zerstört oder beseitigt
werden darf (so § 12 Abs. 1 Nr. 5
SächsDSchG). Beim Genehmigungs-
verfahren können dann aber entspre-
chend dem denkmalrechtlichen Er-
haltungsauftrag Nebenbestimmungen
im Sinne des § 36 VwVfG Bedingun-
gen gemacht und Auflagen erteilt wer-
den, wie die Dokumentation des Ge-
bäudes vor dem Abbruch, der scho-
nende Umgang mit historischen Bau-
materialien oder Bauteilen und die
Bergung derselben, z. B. Fensterge-
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wände, Ausstattungsstücke, Torbö-
gen, Erker. Bei Verneinung der Kul-
turdenkmaleigenschaft mangels Er-
haltbarkeit sind diese denkmalpflege-
risch berechtigten Nebenbestimmun-
gen über das Denkmalrecht nicht
durchsetzbar. Schließlich ist die fest-
gestellte Kulturdenkmaleigenschaft
eine Voraussetzung für die Bedingun-
gen und Auflagen. Dabei ist die Mög-
lichkeit der Veränderung oder Zerstö-
rung von Kulturdenkmalen ein Weg,
die Beschränkungen des Denkmalei-
gentümers im Lichte des Art. 14 GG
und des Übermaßverbots zu minimie-
ren. Gerade bei in der Erde verborge-
nen Kulturdenkmalen und deren Spu-
ren wird mit der Genehmigung von
Bodeneingriffen (§ 14 SächsDSchG)
oftmals die Zerstörung von Denkmal-
gut hingenommen, allerdings verbun-
den mit der Pflicht, dass der Veranlas-
ser, der durch die Zerstörung einen
Vorteil hat (z. B. durch Herstellung der
Baufreiheit auf einem Grundstück),
im Rahmen des Zumutbaren zur (teil-
weisen) Erstattung der Kosten der ar-
chäologischen Ausgrabungen, der
konservatorischen Sicherung der
Funde und der Dokumentation der
Befunde verpflichtet wird (vgl. § 14
Abs. 3 SächsDSchG)98. Diese Verant-
wortung des Verursachers ergibt sich
auch aus Art. 6 des Übereinkommens
von Malta und wurde vom Oberver-
waltungsgericht Rheinland-Pfalz
2003 anerkannt, so dass Investoren-
verträge zwischen Denkmalfachbe-
hörde und Bauherrn zur Übernahme
von Grabungskosten zulässig sind99.
Das Beispiel der verborgenen Kultur-
denkmale zeigt, dass es bei der An-
wendung des Kulturdenkmalbegriffs
nicht auf die dauernde Erhaltbarkeit
ankommen muss. Schließlich wird die
Einheit von Fund und Fundlage im
Augenblick der Ausgrabung und bei
der Bergung des Fundes zerstört100.
Außerdem stellt sich z. B. bei ge-
pflanzter Architektur die Frage der Er-
haltbarkeit in anderer Weise als bei
gemauerter Architektur101, da das le-
bende Material vergänglich und er-
neuerbar ist. Daher darf die Frage der
Erhaltbarkeit des Materials nicht ver-
wechselt werden mit der Kunst, die
daraus entsteht. Das Denkmal bleibt
Dokument und Erlebnis zugleich.
Selbst die ewigen Berge, die Alpen,
sind nicht ewig. Außerdem erweitert
z. B. § 2 Abs. 4 SächsDSchG den
Gegenstand des Denkmalschutzes da-
hin, dass auch Orte zu geschichtlichen

Ereignissen einbezogen werden kön-
nen. Auch hier kommt es zwar auf den
originalen Ort102 an, nicht aber auf die
Erhaltbarkeit der Situation zur Zeit
des geschichtlichen Ereignisses.
Bei der Suche der Gerichte nach ab-
wägenden Momenten bei der Anwen-
dung des Kulturdenkmalbegriffs wur-
de dieses Problem wohl erstmals bei
der Entscheidung über die Kultur-
denkmaleigenschaft des Kanalpack-
hauses in Kiel-Holtenau durch das
OVG Lüneburg für Schleswig-Hol-
stein ohne Not diskutiert, obwohl die
Eintragung ins Denkmalbuch nicht zu
beanstanden war103. Das Bundesver-
waltungsgericht hat diese Entschei-
dung über die (damals konstitutive)
Denkmaleintragung als eine zulässige
Inhaltsbestimmung des Eigentums im
Sinne des Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG
bestätigt. Die Eintragung in das Denk-
malbuch ist nur rechtstechnischer An-
knüpfungspunkt für die mit der Denk-
maleigenschaft verbundenen gesetzli-
chen Pflichten104. Daher kann es auch
im Lichte des Art. 14 GG bei der
Anwendung des Kulturdenkmalbe-
griffs nicht zuletzt wegen der Notwen-
digkeit der Möglichkeit von Auflagen
und Bedingungen bei nachfolgenden
Entscheidungen nicht auf die Frage
der dauerhaften Erhaltbarkeit ankom-
men105. Selbst wenn ein Baudenkmal
(z. B. eines landwirtschaftlichen An-
wesens, Art. 1 BayDSchG) in einem
so ruinösen Zustand sein sollte, dass
wegen erheblicher Gefahren für Le-
ben und Gesundheit sogar der Ab-
bruch verlangt wird, da keine gewich-
tigen Gründe des Denkmalschutzes
für die unveränderte Beibehaltung des
Zustandes sprechen (vgl. Art. 4 ff.,
Art. 6 Abs. 1 S. 2 BayDSchG), hat es
im Fall des Abbruches seine Denk-
maleigenschaft nicht verloren106. Das
Oberverwaltungsgericht des Saarlan-
des hat 1994 ebenfalls bestätigt, dass
der Erhaltungszustand eines Kultur-
denkmals grundsätzlich keinen Ein-
fluss auf dessen Schutzwürdigkeit
nimmt107. Aus Verantwortung für den
wirksamen Schutz von Burgruinen
und sonstigen Resten historischer
Wehrbauten ist das durchaus sachge-
recht. So kommt es nach dem Ober-
verwaltungsgericht Nordrhein-West-
falen bei der Denkmaleigenschaft ei-
ner wallartigen Bodenerhebung
(Landwehr) entscheidend darauf an,
ob das Denkmal, wenn es in Teilen
beeinträchtigt oder zerstört worden
sein sollte, mit den die Denkmaleigen-

schaft begründenden Merkmalen im
Wesentlichen noch vorhanden ist und
die ihm zugedachte Funktion, Aussa-
gen über bestimmte Vorgänge oder
Zustände geschichtlicher Art zu doku-
mentieren, erfüllen kann108. Das Bei-
spiel des UNESCO-Welterbes „Rö-
mischer Limes“ als längstes Denkmal
in Deutschland macht mit dem, was
übrig blieb, das Schutzanliegen auch
in Verantwortung gegenüber der
UNESCO deutlich.

2. Denkmalfähigkeit
Die Frage, ob eine Sache wegen ihrer
geschichtlichen (a), künstlerischen
(b), wissenschaftlichen (c), städtebau-
lichen (d) oder anderen, z. B. techni-
schen, volkskundlichen oder land-
schaftsgestaltenden (e) Aussagen von
Bedeutung ist, führt über diese Bedeu-
tungskategorien zu der Frage der sog.
„Denkmalfähigkeit“. Wenn über die
Reichweite dieser aufgabenmäßigen
Zuschreibung im Rahmen von Refor-
men des Denkmalrechts nachgedacht
wird109, muss man vorab zur Kenntnis
nehmen, dass seit der Welterbekon-
vention von 1972 Definitionsanforde-
rungen bestehen, die die Bundeslän-
der in Deutschland schon aus dem
Gesichtspunkt des bundesfreundli-
chen Verhaltens erfüllen müssen. So
sind Denkmale nach Art. 1 Abs. 1 der
Welterbekonvention aus geschichtli-
chen, künstlerischen oder wissen-
schaftlichen Gründen zu erhalten. An
diese Trias knüpft das Übereinkom-
men zum Schutz des architektoni-
schen Erbes in Europa (Granada
1985) an und schreibt bei der Bestim-
mung des Begriffs „Architektoni-
sches Erbe“ in Art. 1 Abs. 1 den Ver-
tragsstaaten vor:
1. Denkmäler: alle Bauwerke von
herausragender geschichtlicher, ar-
chäologischer, künstlerischer, wissen-
schaftlicher, sozialer oder technischer
Bedeutung, einschließlich ihres In-
ventars und ihrer beweglichen Aus-
stattung.
Somit könnten die Bundesländer in
Deutschland nur bei Verstoß gegen
das ratifizierte Übereinkommen von
Granada110 einige dieser Merkmale in
ihren Kulturdenkmaldefinitionen
wieder streichen.

a) Geschichtliche Bedeutung
Die geschichtliche Bedeutung hat un-
ter den Merkmalen des Kulturdenk-
malbegriffs in fast allen Landesdenk-
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malschutzgesetzen zentrale Bedeu-
tung. Sie ist in gewisser Weise die „4.
Dimension“ des Denkmals111. Daher
wird sie in aller Regel (z. B. Art. 1 Abs.
1 BayDSchG; § 1 Abs. 2 DSchG Bln;
§ 2 Abs. 1 BbgDSchG; § 3 Abs. 2
NdsDSchG; § 2 Abs. 1 DSchG LSA; §
2 Abs. 1 ThürDSchG) an erster Stelle
genannt, auch wenn die Reihenfolge
keine Rangfolge bedeutet112. Gleich-
wohl ist aus fachlicher Sicht die ge-
schichtliche Bedeutung die Grundka-
tegorie der Denkmalerkenntnis113.
Daher ist es z. B. in Mecklenburg-
Vorpommern ausdrücklich nach § 1
DSchG MV Aufgabe von Denkmal-
schutz und Denkmalpflege, die Denk-
male als Quellen der Geschichte und
Tradition zu schützen.
Bei Burgen und Schlössern dürfte re-
gelmäßig das Merkmal der geschicht-
lichen Bedeutung erfüllt sein114. Auch
die noch vorhandenen Teile der Orts-
befestigung von Kirrweiler in der
Pfalz wurden wegen der Förderung
des geschichtlichen Bewusstseins (§ 3
Nr. 2b DSchG RP) als Kulturdenkmal
eingestuft115. Nach einem Urteil des
Verwaltungsgerichts Schleswig von
1970 ist der „Oldenburger Wall“ in
Oldenburg als ehemalige slawische
Burganlage wegen des hohen ge-
schichtlichen und geschichtswissen-
schaftlichen Wertes ein Kulturdenk-
mal von besonderer Bedeutung116.
Auch der „Kograben“ in Schleswig-
Holstein als Teil der historischen Ver-
teidigungsanlage „Danewerk“ wurde
vom Oberverwaltungsgericht in Lü-
neburg 1986 als ein in das Denkmal-
buch eingetragenes Kulturdenkmal
bestätigt117. Die Beschwerde gegen
die Nichtzulassung der Revision hatte
vor dem Bundesverwaltungsgericht
keinen Erfolg118.
Ein Denkmal von geschichtlicher Be-
deutung muss nach der Rechtspre-
chung historische Ereignisse oder
Entwicklungen heute und für zukünf-
tige Generationen anschaulich ma-
chen119. Die geschichtliche Bedeu-
tung ist z. B. dadurch gekennzeichnet,
dass durch den Gegenstand (heimat-)
geschichtliche Entwicklungen an-
schaulich gemacht werden (Aussage-
wert)120, dass ihm als Wirkungsstätte
namhafter Personen oder als Schau-
platz bestimmter Ereignisse ein be-
stimmter Erinnerungswert beizumes-
sen ist, oder dass es im Bewusstsein
der Bevölkerung einen Bezug zu be-
stimmten politischen, kulturellen und
sozialen Verhältnissen seiner Zeit her-

stellt (Assoziationswert)121. Die ge-
schichtliche Bedeutung reduziert sich
jedoch nicht auf die vom Verwal-
tungsgerichtshof (VGH) Bad.-Württ.
aufgezeigten Beispiele, wie Aussage-
wert, Erinnerungswert und Assoziati-
onswert122. So wurde die geschichtli-
che Bedeutung z. B. beim ehemaligen
Deutschen Arbeitsschutzmuseum in
Berlin123 , bei einem urban überform-
ten Gehöft (zumindest ortsgeschicht-
licher Bedeutung) in Berlin-Alt-Tem-
pelhof124 und die baugeschichtliche
Bedeutung bei der Opel-Werkhalle in
Berlin („Kathedrale der Arbeit“ von
1917/18 sowie 50er-Jahre-Architek-
tur)125 bestätigt. Ein Denkmalbereich
hat auch dann ortsgeschichtliche Be-
deutung, wenn die einzelnen Gebäude
innerhalb einer gewachsenen bauli-
chen Struktur den Verlauf der städte-
baulichen Entwicklung anschaulich
vermitteln126. Geschichtlich bedeut-
sam im Sinne des § 2 Abs. 2 S. 1
BerlDSchG sind nicht nur solche Bau-
werke aus früherer Zeit, die als Vor-
läufer der noch heute vorherrschen-
den baulichen Nutzungsart eines Or-
tes angesehen werden können. Viel-
mehr zählen hierzu auch diejenigen
überkommenen baulichen Zeugnisse,
die für nur episodenhafte und abge-
schlossene, gleichwohl aber die ge-
schichtliche Identität des betreffen-
den Ortes prägnante Seitenstränge
und „Umwege“ seiner historischen
Entwicklung stehen127.
Denkmalschutz hat nach dem Bun-
desverwaltungsgericht128 die Erhal-
tung baulicher Anlagen aus histori-
schen Gründen im weitesten Sinne
zum Ziel; geschichtliche, insbesonde-
re kunst- und architekturgeschichtli-
che Epochen und Entwicklungen,
aber auch allgemein- oder sozialge-
schichtliche Ereignisse und Zeitab-
schnitte sollen dokumentierbar blei-
ben. Daher ist nach dem Urteil des
Niedersächsischen Oberverwaltungs-
gerichts eine bauliche Anlage, die sich
nicht selbst dokumentiert, sondern
nur auf einen früheren Zustand hin-
weist (Synagogenplatz ohne Über-
reste der früheren Synagoge) in Nie-
dersachsen kein Denkmal129. Dagegen
kann nach dem Urteil des Oberver-
waltungsgerichts (OVG) Koblenz
(ehem. Fabrikanlage KZ Osthofen be-
treffend)130 eine bauliche Anlage auch
dann ein Zeugnis i. S. des § 3 DSch-
PflGRP sein, wenn sie keinerlei sicht-
bare Spuren der zu dokumentierenden
geschichtlichen Ereignisse mehr auf-

weist, wohl aber zusammen mit ande-
ren Dokumenten einen optischen Ein-
druck von historisch bedeutsamen Er-
eignissen vermittelt und deswegen ge-
eignet ist, die Erinnerung an ein be-
deutsames Geschehen wachzuhalten.
Man erkennt z. B. die Fabrikanlage im
KZ Osthofen als Ort der Opfer (1933/
34) nur, weil man etwas davon
weiß131. Das OVG führte mit Blick auf
den Eigentumsschutz aus, dass die er-
heblichen wirtschaftlichen Auswir-
kungen für den Denkmaleigentümer
der Unterschutzstellung nicht entge-
genstehen und für den Akt der Unter-
schutzstellung ohne Bedeutung
sind132. Das Gericht betonte anschlie-
ßend die inzwischen allgemein aner-
kannte Auffassung in Rechtsprechung
und Schrifttum, dass auf einer ersten,
verfahrensrechtlich vorgezogenen
Stufe allein die Denkmaleigenschaft
des in Rede stehenden Gegenstandes
zu beurteilen ist. Andere Umstände
wie die wirtschaftlichen Verhältnisse
des Eigentümers oder die weitere Ver-
wertbarkeit des Schutzobjekts sind in
diesen Stadium des Verfahrens nicht
zu prüfen133. Verfassungsrechtliche
Bedenken gegen eine solche Aufspal-
tung des Verfahrens bestehen nicht134.
Dem ist zuzustimmen.
Die geschichtliche Bedeutung einer
Sache ist eine fachliche Frage, die
nicht davon abhängig sein kann, wer
aktueller Eigentümer ist. Selbst dann,
wenn dieser sein Eigentum aufgibt (§§
928, 959 BGB), kann sich an der
Denkmaleigenschaft nichts ändern.
Daher muss das Gesetz aus Gründen
der Rechtssicherheit und Rechtsklar-
heit eigentümerunabhängig für alle
verbindlich festlegen, was ein Kultur-
denkmal ist. Das ist schließlich nicht
nur für den Denkmaleigentümer von
Bedeutung, sondern auch für die Ei-
gentümer eines Grundstücks in der
Umgebung eines Kulturdenkmals135,
die betroffen sind, obwohl eigentli-
cher Schutzgegenstand das Kultur-
denkmal ist. Wenn den Anforderun-
gen des Eigentumsrechts nach Art. 14
Abs. 1 GG bereits bei der Auslegung
und Anwendung des Denkmalbegriffs
Rechnung zu tragen wäre136, könnte
im Einzelfall die Last der Geschichte
gleichsam auf leichtes Marschgepäck
reduziert werden137.
Neben der „Evidenz“ der geschichtli-
chen Bedeutungskategorie138 bei Bur-
gen und Schlössern, einschließlich
Ruinen kommen in aller Regel noch
weitere Bedeutungskategorien hinzu.
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b) Künstlerische Bedeutung
In Anlehnung an den überkommenen
Begriff des Kunstdenkmals139 kennen
alle Landesdenkmalschutzgesetze
den Begriff „künstlerisch“ als Tatbe-
standsmerkmal des Kulturdenkmal-
begriffs140. Das führt wegen Art. 5
Abs. 3 GG zur Diskussion von Kunst-
freiheit und Denkmalschutz, die – von
wenigen Äußerungen abgesehen141 –
bis heute insbesondere bei der Ausle-
gung und Anwendung des Kultur-
denkmalbegriffs durch die Gerichte
noch nicht in Gang gekommen ist.
Martin Heckel hat aber bereits 1968
deutlich gemacht, dass das Kunstwerk
im Zentrum des Schutzes in der Ver-
fassung steht142 und im Kulturstaat
zusammen mit dem Denkmalschutz-
auftrag in den Landesverfassungen
Schutz gegen eine zerstörende oder
verfälschende Behandlung der Kunst-
denkmäler sowohl durch den Staat als
auch die Mächte der Gesellschaft ge-
währt143. Daher folgen die Landes-
denkmalschutzgesetze dem aus Art. 5
Abs. 3 S. 1 GG definierten Hand-
lungsauftrag des Staates144. Kann das
(noch) vorhandene Kunstwerk auf-
grund staatlicher Normen vernichtet
werden, so ist Kunst – als Werk – nicht
frei145. Das zeigt sich nicht nur in der
barbarischen Verfolgung „entarteter“
Kunst durch den Nationalsozialismus,
sondern auch in der erst kürzlich ge-
gen den Protest der UNESCO erfolg-
ten Zerstörung der Buddhastatuen in
Afghanistan146 und zuvor bei der Zer-
störung von Kulturdenkmalen im ehe-
maligen Jugoslawien, die völker-
rechtlich zu ahnden sind147. Es geht bei
dem Schutzauftrag laut Art. 5 Abs. 3
GG in Verbindung mit den landesver-
fassungsrechtlichen Vorgaben (z. B.
Art. 11 SächsLV und Art. 3c LV BW)
und den jeweiligen Landesdenkmal-
schutzgesetzen als Ausführungsge-
setze148 auch um den Schutz vor Vorur-
teilen durch die öffentliche Hand über
qualitative Maßstäbe149. Deswegen
betonte das Oberverwaltungsgericht
Rheinland-Pfalz beim Streit um die
Denkmaleigenschaft der Villa Neit-
zert, einem späthistoristischen herr-
schaftlichen Wohnbau aus dem 19.
Jahrhundert, der durch die spätere
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts bundesweit bekannt
wurde150, dass es nicht Aufgabe der
Gerichte sein kann, als Schiedsrichter
für die Bewertung verschiedener
Kunstrichtungen zu fungieren151. Zur
Klarstellung sei angemerkt, dass die

Kunstfreiheitsgarantie zusammen mit
dem Auftrag aus der Landesverfas-
sung und den jeweiligen Denkmal-
schutzregelungen nicht ausschließt,
dass eine Maßnahme an einem Kultur-
denkmal einem Genehmigungsvorbe-
halt unterliegt152 und dass ein künstle-
risch bedeutsames Denkmal nach
gründlicher Abwägung mit anderen
öffentlichen Belangen und den Belan-
gen des Eigentümers zufolge eines
Genehmigungsverfahrens geopfert,
auch die Ausfuhr eines Kunstwerks
verboten wird153.
Das BVerwG hat 1995 bezüglich der
Aufstellung der Ende der 30er Jahre
entstandenen etwa 6 bzw. 7 m hohen
Monumentalfiguren Artemis und Au-
rora154, die dem Bildhauer Arno Bre-
ker (1900 bis 1991)155 zugerechnet
werden, entschieden, dass diese
(denkmalwerten) großformatigen Ar-
beiten als Werke der Baukunst vom
Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 S. 1
GG erfasst werden. Ob es sich hierbei
um eigene oder fremde Kunstschöp-
fungen handelt, spielt keine Rolle156.
Die Kunstfreiheitsgarantie betrifft im
Blick auf das nationalsozialistische
Erbe auch den „Wirkbereich“157.
Kunst ist öffentlichkeitsbezogen und
daher auf öffentliche Wahrnehmung
angewiesen158. Fast alle Denkmal-
schutzgesetze sehen daher vor, dass
Kulturdenkmale oder Teile derselben
der Öffentlichkeit im Rahmen des
Zumutbaren zugänglich gemacht
werden sollen159 (z. B. § 9 Abs. 2
SächsDSchG). Entsprechendes gilt
zufolge vieler Staatskirchenverträge
mit den Evangelischen Kirchen (z. B.
Art. 10 Abs. 2 BbgEvKirV; Art. 10
Abs. SächsEvKirV), mit einigen Ver-
trägen des Heiligen Stuhls (z. B. Art.
17 Abs. 2 S. 1 M-V KathKitV; Art. 19
Abs. 2 SächsKathKirV) und Staats-
verträge mit den Jüdischen Gemein-
den (z. B. Art. 7 Abs. 2 M-V VertrJüd-
Gem; Art. 5 Abs. 1 S. 1 SächsVertrJüd-
Gem)160. Hierbei ist zu bedenken, dass
zufolge mancher Landesverfassun-
gen die Teilnahme an den Kulturgü-
tern und damit auch an den Kunst-
denkmalen dem gesamten Volke zu
ermöglichen ist (Art. 40 Abs. 3 S. 2
LVRhPf; Art. 34 Abs. 3 SaarlLV; Art.
11 Abs. 2 S. 1 SächsLV)161. Für Albert
Bleckmann gilt die Kunst nicht nur
deshalb als geschützt, weil der Künst-
ler hier seine Persönlichkeit entfaltet,
sondern weil sie das Leben des Men-
schen bereichern kann162. Wo Kunst
verfolgt wurde, war in einem unmit-

telbaren Sinn das Publikum mitver-
folgt; seinetwegen griff der Staat zu
repressiven Maßnahmen. Daraus
zieht Ernst Gottfried Mahrenholz den
Schluss: Der Rezipient nimmt an der
Grundrechtsträgerschaft teil163. Und
A. Scholz stellt in Bezug auf Art. 5
Abs. 3 GG fest: Der aus künstleri-
schen Gründen verfügte Denkmal-
schutz kann sich als nicht-entschädi-
gungspflichtige Eigentumsbindung
vor der Eigentumsgarantie herausstel-
len164, weil der Schutz der Kunstfrei-
heit die spezifische, verfassungsun-
mittelbare Grundlage für die gesetzli-
che Gestaltung eines denkmalschutz-
pflichtigen Eigentumsinhalts bildet
(Art. 14 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 GG)165.
Besonders schwer fällt einigen Ge-
richten die Definition der künstleri-
schen Gründe166. Deshalb greifen sie
oft auf die Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts von 1960 zum
damaligen bundesrechtlichen Grund-
steuererlass von 1951zurück167, wobei
es sich um die Beschaffenheit des
Grundstücks und nicht nur um die
Kulturdenkmaleigenschaft allein
handelte168.
Bei der Frage nach der Erhaltung einer
Sache wegen ihrer künstlerischen Be-
deutung geht es auch um den schöpfe-
rischen Prozess, der zu dem Kunst-
werk geführt hat, der an eine ge-
schichtliche Situation gebunden und
von den politischen, religiösen, mora-
lischen und ästhetischen Normen ei-
ner Zeit geprägt war. Erfahrungen und
Entscheidungen des Künstlers und
des Auftraggebers finden in dem Ob-
jekt Gestalt169.
Das Sächsische Oberverwaltungsge-
richt wie auch einige andere Gerichte
nehmen die bisher von der Rechtspre-
chung gestellten Anforderungen
wahr170. Demzufolge ist eine gestei-
gerte ästhetische oder gestalterische
Qualität dann gegeben, wenn Sachen
das ästhetische Empfinden in beson-
derem Maße ansprechen oder zumin-
dest etwas nicht alltägliches oder eine
Anlage mit Symbolgehalt171 geschaf-
fen worden sind. Die Symbolgehalt ist
aber nicht immer in vollem Umfang
an die Authentizität gebunden, so dass
auch Kulturdenkmale, weil sie wegen
ihres ruinösen Zustands praktisch be-
handelt werden mussten und deshalb
in neuem Glanz erstrahlen, diesen von
den Gerichten geforderten Symbolge-
halt haben können. Wichtig ist an die-
sem, in den Denkmaldefinitionen nicht
ausdrücklich enthaltenen Schutz-
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grund, dass damit deutlich wird, dass
die ikonographischen Programme ei-
nes Denkmals, z. B. einer Park- und
Gartenanlage schützenswert sind.
Künstlerische Bedeutung liegt eben-
falls vor, wenn sich künstlerische Fan-
tasie im historischen Sachzeugnis au-
ßerordentlich entfaltet hatte, wenn es
dem Gestalter darum ging, dass Form
und (materieller) Zweck des Kunst-
werks sich möglichst vollkommen
entsprechen172. Nicht erforderlich al-
lerdings sei es, dass es sich um ein
außerordentliches oder erlesenes
Kunstwerk handele173. Außerdem sei
eine künstlerische Bedeutung gege-
ben, wenn der Sache exemplarischer
Charakter für eine bestimmte Stilrich-
tung oder für das Werk eines Künstlers
beizumessen ist174; jedoch wird die
Anforderung wegen der Kunstfrei-
heitsgarantie des Art. 5 Abs. 3. GG
nicht darauf eingeschränkt werden
dürfen, dass es sich um ein besonders
gutes Produkt des Künstlers handeln
muss. Man denke an die vielen kunst-
geschichtlich bedeutsamen Ausstat-
tungsstücke in Kirchen, Abteien und
Schlössern, die wegen ihrer Häufig-
keit in der Regel keinen besonders
exemplarischen Charakter haben wer-
den und dennoch künstlerisch bedeut-
sam sind. Der exemplarische Charak-
ter beschränkt die Denkmalpflege
auch nicht auf die Erhaltung lediglich
„letzter“ Exemplare.
Es ist auch nicht erforderlich, dass ein
Bauwerk Schmuckformen aufweist.
Es ist vielmehr ausreichend, dass es
den Stilmerkmalen eines Baukunst-
ideals seiner Zeit entspricht175. Vom
Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz wurde die künstlerische Bedeu-
tung eines Brunnenhauses bestätigt,
weil es nicht ein normaler Gebrauchs-
bau sei, sondern dem Brunnenhaus
eine palastartige Stilhülle überge-
stülpt wurde, um mit architektonisch-
künstlerischen Mitteln Macht und
Reichtum des Unternehmers darzu-
stellen176. Die künstlerische Bedeu-
tung wurde auch der oben zitierten
Villa Neitzert zugebilligt, ob man die-
ser sich hier bekundenden Architek-
turrichtung positiv oder negativ ge-
genübersteht177.
Festzuhalten bleibt, dass die Frage
nach der künstlerischen Bedeutung
eines Gegenstandes im Rechtsstaat ei-
gentümerunabhängig und damit we-
gen der Kunstfreiheitsgarantie laut
Art. 5 Abs. 3 GG nicht durch Art. 14
GG je nach Eigentümer einzuschrän-

ken ist, auch wenn die Grundrechte
nach Art. 1 Abs. 3 GG als unmittelbar
geltendes Recht die Gesetzgebung,
die vollziehende Gewalt und die
Rechtsprechung binden. Diese für das
Verwaltungsrecht wichtige Bindung
soll nach dem Willen der Landesge-
setzgeber erst in der sog. zweiten Stufe
zum Tragen kommen.

c) Wissenschaftliche Bedeutung
Das Kriterium der wissenschaftlichen
Bedeutung ist für den Kulturdenkmal-
begriff das wohl umfassendste Merk-
mal178. Zufolge des bereits erwähnten
Urteils des Bundesverwaltungsge-
richts von 1960 zum Grundsteuerge-
setz ist eine Bedeutung für die Wis-
senschaft dann anzunehmen, wenn
ein Grundstück z. B. durch auf ihm
bereits erkannte Befunde oder auf ihm
zu erwartende Funde für die naturwis-
senschaftliche oder historische For-
schung, oder durch die Beschaffenheit
seiner Gebäude für die historische
bzw. kunsthistorische Forschung von
Bedeutung ist179. Zufolge eines Urteils
des Verwaltungsgerichtshofs von Ba-
den-Württemberg steht die dokumen-
tarische Bedeutung einer Sache für die
Wissenschaft im Vordergrund, weil
sie den bestimmten Wissensstand ei-
ner geschichtlichen Epoche bezeugt;
im Übrigen können wissenschaftliche
Gründe auch dann anzunehmen sein,
wenn die Sache als Gegenstand wis-
senschaftlicher Forschung in Betracht
kommt, doch muss ein hinreichend
konkretes Forschungsvorhaben er-
kennbar sein, welches das wissen-

schaftliche Interesse zu begründen
vermag180. Angesichts der Freiheit der
Wissenschaft, Forschung und Lehre
(Art. 5 Abs. 3 GG) als Teil des grund-
gesetzlich verbürgten Kulturstaates181

wird man bei der wissenschaftlichen
Bedeutung einer Sache dem Prozess
der Suche nach kognitiven Erkennt-
nissen Rechnung tragen müssen. Da-
gegen kommt es nicht darauf an, ob
das Objekt auch tatsächlich Gegen-
stand aktueller wissenschaftlicher
Forschung ist, da es prinzipiell zu den
Aufgaben der Denkmalpflege gehört,
künftigen Generationen das Objekt
als Zeugnis und damit als Gegenstand
möglicher Forschung zu erhalten182.
Dieses Erfordernis wird besonders bei
der Entdeckung von archäologischen
Funden (potentiellen Bodendenkma-
len) deutlich, die zunächst erst einmal
geborgen werden müssen, ohne dass
man bereits ein konkretes wissen-
schaftliches Forschungsvorhaben be-
nennen kann, § 25a RhPfDSchPflG
(auch hinsichtlich archivalischer
Neuentdeckungen). Vergleichbares
gilt für die wissenschaftlichen Gründe
beim Naturdenkmalbegriff (§ 28
BNatSchG). Es genügt, wenn ein Ob-
jekt sich für wissenschaftliche Zwe-
cke eignet183.
Nach Rechtssprechung des Oberver-
waltungsgerichts (OVG) Nordrhein-
Westfalen liegen architekturwissen-
schaftliche Gründe dann vor, wenn ein
Objekt zur baukünstlerischen Erfor-
schung und Dokumentation geeignet
ist184. Der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof hat bei einem „Westend-

Abb. 3. Burg Blankenberg (Foto: Stadt Blankenberg, LVR-Rheinisches Amt für
Denkmalpflege, J. Gregorie, 2005).
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haus“ in Bad K. die wissenschaftliche
Bedeutung bejaht, da von Seiten der
Kunstgeschichte ein überragendes In-
teresse daran besteht185. Der Verwal-
tungsgerichtshof Baden-Württem-
berg (VGH Bad.-Württ.) hat die wis-
senschaftlichen Gründe bei der Villa
Breuninger in Schorndorf bestätigt,
da diese Villa in ihrer Einheit mit dem
vorhandenen Park ein wichtiges Bei-
spiel für die Architekturgeschichte
vor dem Ersten Weltkrieg ist186.

d) Städtebauliche Bedeutung
Die städtebaulichen Gründe werden
in fast allen Ländern (außer Baden-
Württemberg und Bremen) ausdrück-
lich erwähnt. In einigen Denkmaldefi-
nitionen (§ 2 Abs.1 DSchG MV, § 2
Abs. 1 DSchG NW) findet sich die
Wendung, dass die Sachen bedeutend
für die Geschichte des Menschen, für
Städte und Siedlungen sind187. Die
städtebauliche Bedeutung einschließ-
lich der darin enthaltenen „dorfbauli-
chen“ Bedeutung war im Denkmal-
recht als Teil des Kulturverwaltungs-
rechts stets ein eigenes Kriterium für
denkmalpflegerische Bemühun-
gen188, historische Zusammenhänge
in Gestalt einer baulichen Anlage oder
einer Mehrheit baulicher Anlagen
oder Grünanlagen (Ensembles, Ge-
samtanlagen) sowie Straßen-, Platz-
und Ortsbilder in der Gegenwart zu
veranschaulichen („zu vergegenwär-
tigen“)189. Bei Burgen und Schlössern
dürfte das Merkmal der städtebauli-
chen Bedeutung oft erfüllt sein. So hat
das OVG Rheinland-Pfalz die städte-
bauliche Bedeutung der „Niederburg“
in Kobern-Gondorf an der Mosel be-
jaht und hinzugefügt, dass die Burg
das Ortsbild von Kobern-Gondorf
entscheidend mitprägt und den Be-
wohnern dieser Gemeinde das Gefühl
vermittelt, unter wertvollen Zeugnis-
sen der Vergangenheit heimisch zu
sein190; hier wurde die städtebauliche
Bedeutung nicht im Bezug zum Bo-
den im Sinne des Bodenrechts, son-
dern in Bezug zu Geschichte und Hei-
matverbundenheit gesehen.
Die Kompetenz des Bundes für das
Bodenrecht nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 18
GG wird nicht tangiert, da z. B. die
Bestimmungen über den Erlass von
Erhaltungssatzungen (§ 172 BauGB,
früher § 39h BBauG)191 nicht besagen,
dass es sich hierbei um Vorschriften
des Denkmalschutzes handelt, für die
die Gesetzgebung der Länder gegeben
ist192. Allein die Sichtbarmachung und

Präsentation historischer Zusammen-
hänge am konkreten Objekt aus kul-
tur- oder bildungspolitischen Grün-
den dienen also nicht städtebaulichen
Zielen im Sinne des Bodenrechts. Es
ist jedoch nicht ausgeschlossen und
mag häufig nahe liegen, dass Maßnah-
men des Denkmalschutzes und des
Städtebaues ein und dasselbe Objekt
betreffen und sich gegenseitig ergän-
zen193. Im Einzelfall können aber auch
beide Gründe zusammentreffen194.
Zufolge eines Urteils des OVG Nord-
rhein-Westfalen lassen städtebauliche
Gründe die Erhaltung und Nutzung
eines Objekts geboten erscheinen,
wenn diesem als historischem Be-
standteil einer konkreten städtebauli-
chen Situation eine stadtbildprägende
Bedeutung zukommt, so dass es aus
Gründen der Stadtgestaltung und we-
gen des Stadtbildes als Verlust emp-
funden würde, wenn es seine Prägung
in seiner Eigenart als überlieferter
baulicher Bestandteil nicht mehr wie
bisher entfalten würde195. Bedeutend
für Städte und Dörfer ist ein Objekt,
wenn es einen besonderen Aussage-
wert für die Baugeschichte derselben,
aber auch einer Region hat oder den
historischen Entstehungsprozess ei-
ner Stadt oder eines Dorfes bezeugt,
etwa indem es durch seine Anordnung
und Lage, durch seine Gestaltung für
sich allein oder in Verbindung mit
Anderem einen historischen Entwick-
lungsprozess in nicht unerheblicher
Weise dokumentiert196.
Zufolge eines Urteils des OVG Rhein-
land-Pfalz ist es für die städtebauliche
Bedeutung erforderlich, dass ein Ge-
bäude in irgendeiner Weise für die
städtebauliche Ordnung prägend
ist197. Das trifft z. B. zu, wenn es vor
seiner Unterschutzstellung an einer
schutzwürdigen Platzgestaltung we-
sentlichen Anteil hat und deren Status
durch den Abriss des Gebäudes ver-
nichtet werden würde198.
Vergleichbares liegt mit einem Urteil
des OVG Berlin hinsichtlich eines
einst dörflichen, inzwischen für das
Stadtbild bedeutsamen Gebäudes
vor199, eines ruralen, „urban überbau-
ten“ Gehöftes200. Die Beispiele der
Rechtsprechung zeigen, dass die städ-
tebauliche Bedeutung auch die „dorf-
baulichen“ Zeugnisse ländlicher Kul-
tur einbezieht201.

e) Sonstige Bedeutungsmerkmale
In föderalistischer Vielfalt haben die
Länder weitere Bedeutungsmerkmale

in den Kulturdenkmaldefinitionen be-
rücksichtigt. Abgesehen von dem Be-
griff heimatgeschichtlich (Bad.-
Württ., Bremen, Rhld.-Pf.), der be-
reits unter geschichtlich erörtert wur-
de (a), sind die Merkmale technisch202

und volkskundlich203 mit teils ver-
schiedenartigen Formulierungen (z.
B. § 2 Abs. 1 S. 2 NW DSchG bedeu-
tend für die Entwicklung der Arbeits-
und Produktionsverhältnisse oder §
Abs. 1 S. 2 ThürDSchG technisch-
wirtschaftlich) nach den vorstehend
genannten Merkmalen (a bis d) die
häufigsten Denkmalschutzgründe.
Weitere sind z. B. Kultur (Bremen),
kultisch (Sachsen-Anhalt)204, histori-
sche Dorfbildpflege (Thüringen)205

als Ergänzung zu städtebaulich (d),
auch landschaftsgestaltende Bedeu-
tung (Sachsen), wobei Werke der Gar-
ten- und Landschaftsgestaltung (§ 2
Abs. 5 Buchst. c SächsDSchG) noch-
mals ausdrücklich genannt werden,
sowie Belebung und Werterhöhung
der Umwelt (Rhld.-Pf.)206. Durch die
dank europarechtlicher Vorgaben
vielfach notwendig gewordene Um-
weltverträglichkeitsprüfung hat der
Begriff der Kulturgüter (Kultur- und
Sachgüter), der auch die historischen
Kulturlandschaften berücksichtigt,
erheblich an Bedeutung gewonnen.
Folglich sollten einige Denkmal-
schutzgesetze bezüglich dessen nach-
gebessert werden. In Sachsen-Anhalt
wurde das mit Art. 8 des Zweiten In-
vestitionserleichterungsgesetzes ge-
tan; in § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 DSchG
LSA sind solche historischen Kultur-
landschaften im Denkmalbegriff als
Denkmalbereiche berücksichtigt, die
in die Welterbeliste aufgenommen
wurden.
Im Saarland hat man auf die im Denk-
malschutzgesetz von 1977207 in § 2
Abs. 1 SDSchG aufgeführten Gründe
technologisch und volkskundlich im
Gesetz Nr. 1554 zur Neuordnung des
saarländischen Denkmalrechts vom
19. Mai 2004208 in der Begriffsbestim-
mung in § 2 Abs. 1 SDSchG verzich-
tet, da die geschichtlichen Gründe aus
allen Zweigen der Geschichte herge-
leitet werden können, also auch aus
der Technik- und der Sozialgeschich-
te. Das Übereinkommen von Malta
vom 3.10.1985 dagegen nennt in Art.
1 die soziale oder technische Bedeu-
tung. Da die Völklinger Hütte seit
1994 als Kulturdenkmal in der Welter-
beliste eingetragen ist, werden die
technischen Denkmale im Saarland
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gleichwohl (auch bei der Finanzie-
rung) einen hohen Stellenwert behal-
ten.
Die Kulturdenkmaleigenschaft kann
auf die Zusammenschau verschiede-
ner (geschriebener) Schutzgründe als
„kumulative“ Begriffselemente des
öffentlichen Interesses gestützt wer-
den209. Es ist nicht ersichtlich, inwie-
fern durch die Verwendung vorge-
nannter Begriffe, wie geschichtlich,
wissenschaftlich u.s.w., die das öf-
fentliche Interesse indizieren, das
Grundrecht der Eigentumsfreiheit zu
Lasten der Sozialbindung vernachläs-
sigt worden sei. Das schließt nicht aus,
dass im Einzelfall eine (falsche)
Rechtsanwendung zu einem Ergebnis
führen kann, das mit Art. 14 Abs. 1 GG
nicht zu vereinbaren ist. Ein solcher
Mangel beruht aber nicht auf dem
Kulturdenkmalbegriff, sondern auf
seiner fehlerhaften Anwendung210.

3. Denkmalwürdigkeit
Die Frage nach der Denkmalwürdig-
keit wurde, soweit ersichtlich, vom
BVerwG 1966211 erstmals zum Bau-
denkmalbegriff des hamburgischen
Denkmalschutzgesetzes von 1920212

gestellt. Dabei findet der Begriff der
Denkmalwürdigkeit im Gesetzes-
wortlaut selbst keine Grundlage. Bau-
denkmale sind, wie nach dem ham-
burgischen Denkmalschutzgesetz von
1920, Bauwerke, deren Erhaltung we-
gen ihrer allgemeingeschichtlichen
oder kunstgeschichtlichen Bedeutung
im öffentlichen Interesse liegt (§ 1 Nr.
1 S. 1 HbgDSchG 1920). Das Nds-
OVG213 hat unter Bezug auf die Ent-
scheidung des BVerwG von 1966 bei
der Prüfung, ob die „Denkmalwürdig-
keit“ eines 1936 nach dem Oldenbur-
gischen Denkmalschutzgesetz von
1911 eingetragenen Baudenkmals
noch fortbesteht, den Begriff der
„Baudenkmalswürdigkeit“ verwen-
det für Bauwerke, deren Erhaltung
wegen ihrer kunstgeschichtlichen
oder sonstwie geschichtlichen Bedeu-
tung im öffentlichen Interesse lag.
Das öffentliche Interesse an der Erhal-
tung aus den zuvor genannten Schutz-
gründen im Sinne einer Denkmalfä-
higkeit (2.) wurde von einem Teil der
Rechtsprechung nach und nach im
Einzelfall zur Legitimierung der Ab-
lehnung einer bereits durch die voran-
gegangenen Merkmale indizierten
Denkmaleigenschaft zum (zusätzli-
chen) „Korrektiv“ hochstilisiert214

und zugleich als „Denkmalwürdig-
keit“ bezeichnet, obwohl, soweit fest-
stellbar, kein Landesdenkmalschutz-
gesetz die Begriffe „Denkmalfähig-
keit“ oder „Denkmalwürdigkeit“ ver-
wendete oder heute verwendet. Der
Begriff „würdig“ findet teilweise
beim Archivgut Verwendung. Archiv-
würdig sind z.B. nach § 2 Abs. 3
SächsArchG Unterlagen, denen ein
bleibender Wert für Gesetzgebung,
Rechtsprechung, Regierung und Ver-
waltung, für Wissenschaft und For-
schung oder für die Sicherung berech-
tigter Belange betroffener Personen
und Institutionen oder Dritter zu-
kommt.
Das öffentliche Interesse215 bzw. das
Interesse der Allgemeinheit216 ist seit
100 Jahren, d. h. seit dem hessischen
Denkmalschutzgesetz vom 16.7.1902
traditioneller Bestandteil der Bau-
und Kulturdenkmaldefinitionen aller
Landesdenkmalschutzgesetze. Zur
Umschreibung des Schutzgegenstan-
des ist der Begriff nicht zwingend,
zumal andere Definitionen, wie der
Kulturgutbegriff im Gesetz zum
Schutz deutschen Kulturgutes gegen
Abwanderung217 und der Naturdenk-
malbegriff (§ 28 BNatSchG, § 21
SächsNatSchG) ohne dieses „Korrek-
tiv“ auskommen. Bei Verzicht auf den
Begriff öffentliches Interesse neigt der
Kulturdenkmalbegriff auch nicht zur
konturlosen Weite“218, zumal selbst
das Strafrecht (§ 304 StGB) seit 1871
bei „Denkmälern“ ohne zusätzliche
Konturen auskommt. Mit der Erklä-
rung, dass die Erhaltung eines Denk-
mals im öffentlichen Interesse sei,
wurde vor 100 Jahren lediglich aus-
drücklich der vom Reichsrecht formu-
lierten Eigentumsvorstellung (z. B. §
903 BGB) Rechnung getragen. Da-
mals wurde auf Verlangen der Justiz-
verwaltung wegen Art. 109 Einfüh-
rungsgesetz zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch (EGBGB) dieser Begriff
„auferlegt“219. Ein „Zitiergebot“ des
öffentlichen Interesses im Denkmal-
schutzrecht wegen Art. 111 EGBGB
besteht heute, ebenso wie im Natur-
schutzrecht, unter Geltung des Art. 14
GG nicht mehr. Schließlich verletzen
die Landesdenkmalschutzgesetze bei
Inhaltsbestimmungen und Schran-
kenziehungen im Sinne des Art. 14
Abs. 1 S. 2 GG nicht das Zitiergebot
des Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG220.
Das Bundesverfassungsgericht hat
längst klargestellt, dass die am Vor-
rang der bürgerlich-rechtlichen Ei-

gentumsordnung gegenüber den öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften ori-
entierte Rechtsansicht nicht dem
Grundgesetz entspricht221. Da das
Wort Kulturdenkmal schon von der
Semantik selbst eine Einschränkung
in sich birgt, hat der traditionelle Be-
standteil öffentliches Interesse bei der
Kulturdenkmaldefinition weitgehend
nur noch deklaratorische Bedeu-
tung222. Nur so sind Wertungswider-
sprüche zu vermeiden. Es erinnert
daran, dass die im Rahmen der Sozial-
bindung erfolgende Eigentumsbe-
schränkung der Denkmalbenennung
im öffentlichen Interesse gerechtfer-
tigt ist.
Zufolge des bereits mehrfach erwähn-
ten Beschlusses des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 2.3.1999 kann
dem öffentlichen Interesse an der Er-
haltung eines geschützten Denkmals
nur durch die Inpflichtnahme des je-
weiligen Eigentümers Rechnung ge-
tragen werden, dessen Eigentum da-
her einer gesteigerten Sozialbindung
unterliegt. Sie ergibt sich aus der Si-
tuationsgebundenheit, hier der Lage
und Beschaffenheit des Grund-
stücks223. Das Bundesverfassungsge-
richt bezieht sich hierbei jedoch in-
haltlich auf die durch den Schutz mög-
lichen Beseitigungsverbote als denk-
bare Rechtsfolge und damit nicht nur
auf die Kulturdenkmaldefinition. Es
nimmt die in Rheinland-Pfalz bewusst
vorgenommene Unterscheidung von
öffentlichem Interesse beim Kultur-
denkmalbegriff und Gemeinwohl
beim denkmalrechtlichen Genehmi-
gungsvorbehalt nicht so genau und hat
diese beiden Begriffe bei der Darstel-
lung der Rechtslage sogar verwech-
selt224.
Dabei ist das Denkmalrecht ebenso
wie das verschwisterte Naturschutz-
recht, das mittlerweile ohne das Merk-
mal im öffentlichen Interesse aus-
kommt, als Materie des öffentlichen
Rechts im Rechtsstaat ohnehin dazu
befugt, notfalls auch gegen den Willen
des Eigentümers ein Denkmal zu
schützen. Als zusätzliches Merkmal
zur Ausgrenzung rein individueller
Vorlieben, privater oder Liebhaberin-
teressen225 mag der Begriff noch Ver-
wendung finden, nicht aber als Ein-
fallstor für andere öffentliche und pri-
vate Interessen. Deshalb können in
diesem Verfahrensstadium (Inschutz-
nahme) trotz des Schutzes der kom-
munalen Selbstverwaltung (Art. 28
Abs.2 S. 1 GG) nur die im Denkmal-
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begriff festgelegten Merkmale be-
rücksichtigt werden226. Entsprechen-
des gilt für die Anwendung des Kul-
turdenkmalbegriffs auf kirchliche
Denkmale. Das durch Art. 140 GG
garantierte Selbstverwaltungsrecht
gilt nur innerhalb der für Alle gelten-
den Gesetze. Die Ausnahmeregelun-
gen, wie § 11 BWDSchG227, § 36
NdsDSchG228 und § 23 RPDSch-
PflG229 beziehen sich nicht auf den
Kulturdenkmalbegriff einschließlich
der Inschutznahme.
Wenn sich das Merkmal öffentliches
Interesse nicht streng auf Bedeu-
tungsmerkmale, wie geschichtlich,
wissenschaftlich oder künstlerisch,
beziehen würde, sondern auch auf an-
dere öffentliche oder private Interes-
sen, dann diente das nicht einer gebo-
tenen Präzisierung, sondern allenfalls
der Verhüllung uferloser und deshalb
verfassungsrechtlich höchst bedenk-
licher Blankette. Das widerspricht
nicht nur dem rechtsstaatlichen
Grundsatz der Normenklarheit aus
dem Wortlaut der Denkmaldefinitio-
nen, sondern auch dem verfassungs-
rechtlichen Auftrag des parlamenta-
risch-demokratischen Gesetzgebers,
dem „öffentlichen Interesse“ eindeu-
tig vollziehbare Konturen zu geben230.
Insbesondere beim pauschalen Schutz
der Kulturdenkmale unmittelbar kraft
Gesetzes (ipsa lege) ist es ein Gebot
der Normenklarheit, dass die Denk-
maleigenschaft ohne weitere Konkre-
tisierung erkennbar ist, zumal die Kul-
turdenkmale in die Verzeichnisse (vgl.
§ 10 SächsDSchG) nur nachrichtlich
aufgenommen werden sollen. Das
Gesetz muss so bestimmt sein, wie
dies nach der Eigenart der zu ordnen-
den Lebenssachverhalte mit Rück-
sicht auf den Normzweck möglich
ist231. Daher können die Eigentümer-
belange nicht schon bei der Denk-
malbenennung durch Gesetz, sondern
erst bei der späteren Verwaltungsent-
scheidung Berücksichtigung finden,
zumal dem Gesetzesanwender z. B.
die finanzielle Situation des Eigentü-
mers sowie dessen eventuelle Steuer-
abschreibungsmöglichkeiten232 und
die Vergabepraxis eventueller Zu-
schussgeber233 nicht bekannt sein
kann und wegen berechtigter Schutz-
interessen (Datenschutz, Steuerge-
heimnis) auch nicht bekannt sein soll-
te. Außerdem können die Eigentums-
verhältnisse und die finanzielle Situa-
tion des Eigentümers keinen Beitrag
zur Denkmalerkenntnis leisten. Das

verbietet bereits der Gleichheitssatz
des Art. 3 GG bei der Anwendung des
juristischen Kulturdenkmalbegriffs.
Die Denkmaleigenschaft kann auch
nicht davon abhängen, dass aus haus-
haltsrechtlichen Gründen der Zu-
schuss widerrufen wird234 oder das
Finanzamt eine Steuererleichterung
verwehrt. Schließlich geht es um eine
Fachfrage, die anhand des Wissens-
und Erkenntnisstandes von sachver-
ständigen Betrachtern zu beantworten
ist. Denn nur sie verfügen über die
notwendigen Kenntnisse und Infor-
mationen, um in objektivierbarer Wei-
se Gründe für ein über den persönli-
chen Bereich hinausgehendes Interes-
se an der Erhaltung des Bauwerks
herauszuarbeiten235. Der Schutz kraft
Gesetzes geht somit davon aus, dass
die Denkmaleigenschaft ohne weitere
Konkretisierung oder mit Hilfe von
Listen oder Sachverständigen fest-
stellbar ist. Die von der Norm Betrof-
fenen, d. h. auch der Mieter236 des
Gebäudes oder der vom Umgebungs-
schutz betroffene Nachbar (vgl. §§ 2
Abs. 3 Nr. 1, 12 f. SächsDSchG)237,
müssen die Rechtslage erkennen und
ihr Verhalten danach einrichten kön-
nen. Sie müssen in zumutbarer Weise
feststellen können, ob die tatsächli-
chen Voraussetzungen für die Rechts-
folge vorliegen238. Somit gibt es bei
der Anwendung des Denkmalbegriffs
und damit auch der Inschutznahme
des Kulturdenkmals im Rechts- und
Kulturstaat keinen Raum zur Berück-
sichtigung privater Interessen, da der
Landesgesetzgeber mit der Verwen-
dung der Begriffe geschichtliche,
künstlerische, wissenschaftliche und
städtebauliche Bedeutung z. B. in § 2
Abs. 2 S. 1 BerlDSchG und § 2 Abs. 2
S. 2 NWDSchG präzisiert, von wel-
cher Intensität bei der Bestimmung
der sozialen Bindung des Eigentums
auszugehen ist239. Daher kann den An-
forderungen des Eigentumsrechts aus
Art. 14 GG und der jeweiligen Lan-
desverfassung nicht bereits bei der
Auslegung des Denkmalbegriffs we-
gen der Sachbezogenheit der fachli-
chen Entscheidung Rechnung getra-
gen werden. Folglich hat der Denk-
maleigentümer auch keinen Anspruch
auf Unterschutzstellung eines Gebäu-
des als Denkmal zur Erlangung der
Grundsteuerbefreiung, da jene aus-
schließlich im öffentlichen Interesse
erfolgt240. Daran ändert sich auch
nichts, wenn auf Antrag des Denkmal-
eigentümers (vgl. § 10 Abs. 3 S. 2

SächsDSchG) die Denkmalschutzbe-
hörde durch Verwaltungsakt über die
Eigenschaft als Kulturdenkmal zu
entscheiden hat, zumal die Denkmal-
eigenschaft mit dieser Entscheidung
nicht begründet wird.
Die direkte Heranziehung der Recht-
sprechung zum bundesrechtlichen
Grundsteuererlass (derzeit § 32
GrStG) ist abzulehnen, da der Tatbe-
stand umfassendere Anforderungen
stellt. Voraussetzung ist, dass der
Grundbesitz – erstens – privilegiert im
Sinne des § 32 Abs. 1 Nr. 1 GrStG ist
(Grundbesitz …, dessen Erhaltung
wegen seiner Bedeutung für Kunst,
Geschichte, Wissenschaft oder Natur-
schutz im öffentlichen Interesse liegt)
und – zweitens – infolge der durch das
öffentliche Erhaltungsinteresse aus-
gelösten Nutzungs- und Verfügungs-
beschränkungen in der Regel unrenta-
bel ist241. Da der Bundesgesetzgeber
selbst den Tatbestand des § 32 Abs. 1
GrStG umfassend unter Aneinander-
reihung zahlreicher Merkmale gere-
gelt hat, ist der Begriff nicht mit dem
landesdenkmalschutzrechtlichen
Kulturdenkmalbegriff deckungs-
gleich. Daher muss es sich nach dem
BVerwG bei dem steuerrechtlichen
Begriff des öffentlichen Interesses um
ein besonderes handeln, das in rechtli-
chen Bindungen zugunsten der in § 32
Abs. 1 Nr. 1 GrStG bezeichneten
Zwecke zum Ausdruck kommt, die
über die allgemeine Eigentumsbin-
dung hinausgehen242. Ein Korrektiv
im Lichte des Art. 14 GG dahin, dass
der angeblich zu weite Denkmalbe-
griff eingeschränkt werden soll, ist
diese Auslegung nun durchaus nicht,
sonst würde die Errichtung von Ge-
bäuden auch in (nahezu) identischer
Gestalt bei Ersatzneubauten darunter
keine Akzeptanz finden können243.
Diese von den Erfordernissen des
denkmalrechtlichen Umgebungs-
schutz geprägten Baulösungen bei
Neubauten führen jedoch nicht zur
Anwendung des landesrechtlichen
Kulturdenkmalbegriffs auf diese
Neubauten.

Ergebnis
Die Denkmaleigentümer werden gern
als die besten Denkmalpfleger be-
zeichnet. Für viele engagierte Eigentü-
mer von Burgen und Schlössern trifft
das zu; für den Staat nicht immer, wie
die oftmals unzureichende Bauunter-
haltung im Westen und der einstmals
rüde Umgang mit der historischen
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Bausubstanz in der ehemaligen DDR
belegen. Gleichwohl ist es wichtig,
dass im Kulturstaat, entsprechend der
Tradition aus Art. 150 der Weimarer
Reichsverfassung (WRV), der Staat
nach den Landesverfassungen die Kul-
turdenkmäler oder Denkmale, ohne
dass in der verschiedenartigen Plural-
bildung ein juristischer Unterschied
besteht, in seine Obhut und Pflege
nimmt (Art. 40 Abs. 3 LV RP). Denk-
malschutz ist schließlich eine Gemein-
wohlaufgabe von hohem Rang, zu der
man auch bei der Erfüllung internatio-
naler und europäischer Vorgaben ver-
traglich (Art. 59 Abs. 2 GG), ebenso
durch Völkergewohnheitsrecht (Art.
25 GG) verpflichtet ist.
Das setzt voraus, dass man Kultur-
denkmale auch rechtswirksam benen-
nen darf, sonst bliebe Denkmalschutz
unglaubwürdig und unwirksam. Bei
dieser Benennung hat das deutsche
Denkmalrecht seit 100 Jahren wegen
des Wunsches nach einem einheitli-
chen Begriff für alle Kulturdenkmale
auf eine Klassifizierung nach Bedeu-
tungsgraden verzichtet, wenn man
von der derzeitigen Klassifizierung in
„Landesdenkmale“, „nationale Denk-
male“ und in der Welterbeliste regis-
trierten Denkmalen absieht.
In einem Rechtsstaat, in dem Grund-
rechte die Gesetzgebung, vollziehen-
de Gewalt und Rechtsprechung als
unmittelbar geltendes Recht binden
(Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG), kommt
auch im Denkmalrecht den Grund-
rechten besondere Bedeutung zu, wo-
bei z. B. die Kunstdenkmale auch von
der Kunstfreiheitsgarantie des Art. 5
Abs. 3 GG zusammen mit dem landes-
verfassungsrechtlichen Schutzauftrag
gleichsam profitieren.
Kulturdenkmalbegriff und Eigen-
tumsschutz gehören zu den aktuellen
Fragen des Denkmalrechts. Erst da-
durch, dass z. B. Privateigentum wirk-
sam geschützt wird (auch vor erdros-
selnden Steuern), ist der Privateigen-
tümer oft erst in der Lage, sein erwor-
benes oder ererbtes Kulturdenkmal zu
erhalten.
Es ist verständlich, dass einige Ver-
waltungsgerichte nach dem wichtigen
Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 2.3.1999 zur Beachtung
der Eigentumsgarantie beim denk-
malrechtlichen Genehmigungsvorbe-
halt des § 13 Abs.1 RhPfDSchPflG
„vorsichtshalber“ das ganze Landes-
denkmalrecht einschließlich der Kul-

turdenkmaldefinition im Lichte des
Art. 14 GG diskutieren. Schließlich
berufen sich beim Rechtsstreit – und
das erinnert an die ehemaligen Folgen
des sog. Galgenbergurteils des
Reichsgerichts von 1927 – die Kläger
bzw. ihre Prozessbevollmächtigten
auf diesen Beschluss von 1999. Hier-
bei spielen teilweise auch aus dem
zivilrechtlichen Denken überkomme-
ne Vorurteile über die freie Verfügbar-
keit des Eigentums (vgl. § 903 BGB)
eine Rolle, die die Denkmalerkennt-
nis erschweren, weil immer neue Ge-
sichtspunkte als ungeschriebene Tat-
bestandsmerkmale des Kulturdenk-
malbegriffs eingeführt werden, wie
die Frage nach der Bedeutung des Sel-
tenheitswerts, des Alters, der Erhalt-
barkeit, dem Maß der Originalität und
Integrität, um den Anforderungen aus
Art. 14 Abs. 1 GG und der Eigentums-
garantie der Landesverfassungen be-
reits bei der Auslegung des Denkmal-
begriffs Rechnung zu tragen. Nach
solchen meist theoretischen Erörte-
rungen und Zitaten aus der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungs- und
Bundesverwaltungsgerichts kommen
die Gerichte dann oft zu dem Ergeb-
nis, dass diese Überlegungen z. B.
wegen der noch vorgefundenen Sub-
stanz oder der noch gegebenen „Inte-
grität“ bei der Bedeutung des Gegen-
standes im konkreten Fall keine Rolle
spielen, zumal die Anwendung des
Kulturdenkmalbegriffs im Rahmen
der Sozialbindung bleibt. Andere
Grundrechte, wie der Gleichbehand-
lungsgrundsatz des Art. 3 GG sowie
die Wissenschaftsfreiheit und die
Kunstfreiheitsgarantie des Art. 5 GG
spielen ebenso wie das rechtsstaatli-
che Gebot der Normenklarheit bisher
kaum eine Rolle. Der verfassungs-
rechtliche Auftrag des parlamenta-
risch-demokratischen Gesetzgebers,
dem Merkmal öffentliches Interesse
eindeutig vollziehbare Konturen zu
geben, wird zu wenig Rechnung ge-
tragen. Die Kulturdenkmaldefinitio-
nen der Landesdenkmalschutzgesetze
mit ihren klaren Begrenzungen auf die
Bedeutungsmerkmale, wie geschicht-
liche, wissenschaftliche und künstle-
rische, entsprechen dem rechtstaatli-
chen Grundsatz der Normenklarheit.
Obwohl sie das weit mehr tun als z. B.
bei der pauschalen Arten- und Biotop-
schutz-Deklaration, wird dort bei der
Inschutznahme dieser Güter kraft Ge-
setzes, soweit ersichtlich, trotz oft-

mals damit verbundener Verbote weit
weniger danach gefragt, ob diese
Grundstücke im Lichte des Art. 14 GG
Schutzgegenstand sein können.
Die Eigentumsgarantie des eben zi-
tierten Artikels schützt jedoch nur das
Eigentum Privater, so dass der untaug-
liche Versuch zur Begrenzung der
Denkmaleigenschaft im Lichte des
Art. 14 GG z. B. auf besonders heraus-
gehobene Werke bei Privateigentü-
mern die einheitliche Anwendung des
Kulturdenkmalbegriffs zum Nachteil
des verfassungsrechtlichen Schutz-
auftrags beseitigen würde. Die An-
wendung des Kulturdenkmalbegriffs
als eines unbestimmten Rechtsbe-
griffs mit wertendem Inhalt darf nach
der Systematik der Landesdenkmal-
schutzgesetze im Rechtsstaat, der
auch ein Kulturstaat ist, so nicht erfol-
gen, zumal die Eigentumsfrage zur
Denkmalerkenntnis in aller Regel
nichts beitragen kann und jede von
dem Kulturdenkmalbegriff gedeckte
Denkmalbenennung im Rahmen der
Sozialbindung (Art. 14 Abs. 2 GG)
bleibt. Daher hat wegen der notwendi-
gen Rechtskonkretisierung der Vor-
gang der Beurteilung der Denkmalei-
genschaft das Schwergewicht der Ge-
setzesanwendung.
Die Erörterung der einzelnen Bedeu-
tungsmerkmale hat gezeigt, dass der
Anteil der logischen Subsumtion bei
der Anwendung des Kulturdenkmal-
begriffs (auch durch die Gerichte) weit
geringer ist, als es den Anschein hat. Es
bleibt zu hoffen, dass Verwaltungsbe-
hörden und Gerichte sich künftig
wieder mehr auf die vom Gesetzgeber
aus Gründen der Gleichbehandlung
ohne Rücksicht auf den jeweiligen Ei-
gentümer vorgegebene Kulturdenk-
maldefinition als notwendigerweise
vereinfachende Norm konzentrieren,
damit sich die bloße „Anwendung“
derselben nicht gleichsam unter ihren
Händen in inhaltliche Einschränkung
bzw. Ergänzung verwandelt, an die
sich immer weitere Ergänzungen und
Auslegungen anschließen. Daher ist
den Anforderungen des Eigentums-
rechts wegen der im Rahmen der Sozi-
albindung bleibenden Denkmalbe-
nennung (Inschutznahme) bei der
Auslegung des Denkmalbegriffs nicht
Rechnung zu tragen, sondern erst bei
den denkmalrechtlichen Vorschriften,
die an die Inschutznahme anknüpfen
und danach praktische Anwendung
finden können.
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